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Unterrichtung 

durch die Deutsche Delegation in der Beratenden Versammlung des 
Europarates 


über die Tagung der Beratenden Versammlung des Europarates vom 
21. bis 25. Januar 1974 in Straßburg 


Während der Januar-Tagung (Dritter Teil der 25. ordentlichen 
Sitzungsperiode) erörterte die Beratende Versammlung des 
Europarates Berichte und verabschiedete Empfehlungen und 
Entschließungen, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

— Eröffnung des dritten Teils der 25. ordentlichen Sitzungs- 
periode 

— Tätigkeitsberidit des Präsidiums sowie des Ausschusses für 
die Beziehungen zu den nationalen Parlamenten und zur 
Öffentlichkeit, erstattet von Abg. Kahn-Ackermann als Vize- 
präsident der Versammlung (S. 6) 

— Wahl des italienisdien, deutschen, englischen und schwedi- 
schen Mitglieds des Europäischen Gerichtshofs für Menschen- 
rechte 

— Politische Fragen (Politische Zusammenarbeit zwischen den 
Staaten Westeuropas — allgemeine Politik des Europarates) 

Hierzu sprachen die Abg. Kahn-Ackermann (S. 18), Dr. 
Schwencke (S. 19), Blumenfeld (S. 20) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 726 betreffend die Politische Zusammenarbeit 
zwischen den Staaten Westeuropas 

— Wirtschaftliche Fragen (Bericht des Generalsekretärs der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung über die Tätigkeit der OECD im Jahre 1972) 

Hierzu sprachen die Abg. Blumenfeld (S. 15), Frau Dr. Wolf 
(S. 16), Richter (S. 17) 
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Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 562 betreffend den Bericht des Generalsekre- 
tärs der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung über die Tätigkeit der OECD im Jahre 1972 

— Wissenschaft und Technologie (Errichtung einer euro- 
päischen Raumfahrtbehörde; Errichtung einer europäischen 
Stiftung der Wissenschaft) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 727 betreffend die Errichtung einer euro- 
päischen Raumfahrtbehörde 

Empfehlung 728 betreffend die Errichtung einer euro- 
päischen Stiftung der Wissenschaft 

— Europäische Nichtmitgliedsländer (Lage der jüdischen Ge- 
meinschaft in der Sowjetunion; Lage in Griechenland) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Geßner (S. 5, 9), Kahn- Acker- 
mann (S. 5), Richter (S. 7), Dr. Schwencke (S. 8) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 722 betreffend die Lage der jüdischen Gemein- 
schaft in der Sowjetunion 

Entschließung 558 betreffend die Lage in Griechenland 

— Regionalplanung und Kommunalpolitik (Ergebnisse der 
zweiten europäischen Umweltschutzministerkonferenz; 
Durchführung eines europäischen Kolloquiums über den 
Schutz der Süßwasservorräte) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Ahrens (S. 10, 13), Dr. 
Schwencke (S. 12) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 723 betreffend die Ergebnisse der zweiten euro- 
päischen Umweltschutzministerkonferenz 

Entschließung 558 betreffend die Ergebnisse der zweiten 
europäischen Umweltschutzministerkonferenz 

Entschließung 559 betreffend die Durchführung eines euro- 
päischen Kolloquiums über den Schutz der Süßwasservor- 
räte 

— Landwirtsdiaftsfragen (Probleme der übermäßigen Ausbeu- 
tung der Fischgründe und Maßnahmen zu ihrer Erhaltung) 

Hierzu sprach Abg. Marquardt (S. 14) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 725 betreffend Probleme der übermäßigen Aus- 
beutung der Fischgründe und Maßnahmen zu ihrer Erhal- 
tung 
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— Geschäftsordnungsfragen (Petitionen an die Beratende Ver- 
sammlung) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 550 betreffend Petitionen an die Beratende 
Versammlung 

Richtlinie Nr. 342 betreffend Petitionen an die Beratende 
Versammlung 

— Verwaltungs- und Haushaltsangelegenheiten (Europäischer 
öffentlicher Dienst) 

Hierzu sprach Abg. Sieglerschmidt (S. 14) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 726 betreffend den Europäischen öffentlichen 
Dienst 

Die Reden der deutschen Mitglieder der Beratenden Versamm- 
lung sind nachstehend im Wortlaut abgedruckt. 

Den turnusmäßigen Bericht des Ministerkomitees trug der 
zyprische Außenminister Joannis Christophides als stellvertre- 
tender Vorsitzender des Ministerkomitees vor. Zur Versamm- 
lung sprachen der Staatssekretär beim französischen Minister 
für Raumordnung, Christian Bonnet, und der Generalsekretär 
der OECD, van Lennep. Als Mitglied für die Bundesrepublik 
beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte wählte die 
Beratende Versammlung Professor Dr. Hermann Mosler, Hei- 
delberg. Am Mittwoch, 23. Januar 1974, und am Donnerstag, 
24. Januar 1974, nahmen amerikanische und kanadische Abge- 
ordnete an der Sitzung der Beratenden Versammlung teil und 
beteiligten sich an der Aussprache. 

Am Donnerstag, 24. Januar 1974, begrüßte der Präsident der 
Beratenden Versammlung zwölf in Paris akkreditierte Botschaf- 
ter arabischer Länder, die sich zu einem Besuch angesagt hatten 
und als Zuhörer an der Plenarsitzung teilnahmen. 

Als Kandidaten für den Posten des Generalsekretärs des 
Europarates, der in der kommenden Mai-Sitzung von der Be- 
ratenden Versammlung gewählt wird, benannte die Bundes- 
regierung am 12. Dezember 1973 den Sprecher der Deutschen 
Delegation, Abg. Georg Kahn-Ackermann. Die österreichische 
Regierung hat den bisherigen Generalsekretär Toncic wieder 
vorgeschlagen. Die französische Regierung hat angekündigt, sie 
werde den früheren Botschafter Seydoux als Kandidaten be- 
nennen. 


Bonn, den 31. Januar 1974 

Franz Amrehn Georg Kahn- Ackermann 

Stellvertretender Sprecher Sprecher 
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Montag, 21. Januar 1974 


Tagesordnungspunkt: 

Eröffnung des dritten Teils 
der 25. ordentlichen Sitzungsperiode 


Tagesordnungspunkt: 

Die Lage der jüdischen Gemeinschaft 
in der Sowjetunion 

(Drucksache 3374) 

Berichterstatter: Abgeordneter Ahlmark 


Dr. Geßner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In dem Bericht des Kollegen Ahlmark, 
der meine volle Zustimmung und Bewunderung 
findet, ist deutlich geworden, daß die Beschäftigung 
mit dem Auswanderungsproblem einen sehr prinzi- 
piellen Charakter hat. Es geht um die Stellung von 
Menschen im Staate, es geht um das für uns selbst- 
verständliche Recht, sich dort niederlassen zu dürfen, 
wo man sich niederlassen möchte. Ich füge hinzu: Die 
Gewährung, Behinderung oder Unterbindung dieses 
Rechts ist immer ein Gradmesser dafür, wie es um 
die Selbstverwirklichung oder Selbstbestimmung der 
Bürger in einem Staate bestellt ist. Sicher geben Sie 
mir recht, wenn ich hinzufüge: man kann niemand zu 
Sympathie oder Zuneigung zwingen, weder im pri- 
vaten Bereich, noch im Verhältnis des Bürgers zu 
seinem Staate. Daher bin ich der Auffassung, es ist 
eine Vergewaltigung menschlicher Würde, wenn je- 
mandem vorgeschrieben wird, wo oder was seine 
Heimat ist. 

Sie wissen, daß das Judentum seit vielen Jahr- 
hunderten über die gesamte Welt verstreut ist. Die 
fehlende Heimat in einem Staate eigener Prägung 
hat im Laufe vieler Jahrhunderte Juden wegen ihrer 
Religionszugehörigkeit Verfolgungen und Schikanen 
ausgesetzt, und zwar bis in die Gegenwart hinein, 
wie wir soeben gehört haben. Ich bin daher froh, daß 
nach dem zweiten Weltkrieg durch Zustimmung und 
Beschluß der Völkerfamilie die Voraussetzungen für 
die Gründung eines Staates der Juden geschaffen 
werden konnten. Auch die Sowjetunion hat seiner- 
zeit in den Vereinten Nationen zur Gründung Israels 
die Zustimmung gegeben. Meiner Auffassung nach 
ist es daher nur logisch, daß sie die Auswanderung 
von Juden nach Israel gewährt. 

Wir haben gehört, daß seit rund zweieinhalb Jah- 
ren ungefähr 82 000 Juden nach Israel ausgewandert 
sind. Ich möchte nicht versäumen, diese veränderte 
Verhaltensweise der Sowjetunion, die Ja, wie wir 
wissen, nicht selbstverständlich ist, nachdrücklich 
hervorzuheben und zu begrüßen. Indem die sowje- 
tische Führung grünes Licht zur Öffnung der Schran- 
ken gab, tat sie einen Schritt auf jenem vernunft- 
vollen Wege, den weiterzugehen zu den Aufgaben 
der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit 
gehören wird. Dies an dieser Stelle hervorzuheben, 
halte ich für ein Gebot der Fairneß. 


Doch gerade weil ich um faire Behandlung des 
Problems bemüht bin, werden Sie Verständnis da- 
für haben, daß zur Vollständigkeit der auch von 
unserem Kollegen Ahlmark gegebenen Hinweise ge- 
hört, auf folgendes hinzuweisen: Die Zahl der aus- 
wanderungswilligen Juden in der Sowjetunion ist 
weitaus größer, als die Zahl der gewährten Visa 
vermuten läßt. Wir haben gehört. Zehntausende von 
Juden würden sich in Israel niederlassen, wenn die 
sowjetischen Behörden dies zuließen. 

Ich möchte von dieser Stelle aus an die Sowjet- 
union appellieren, jenen noblen Großmut zu zeigen, 
der einer Weltmacht wie ihr gemäß wäre. Ich halte 
es für absurd anzunehmen, daß dadurch ihren 
Interessen auch nur der geringste Schaden zugefügt 
werden könnte. Im Gegenteil, in den meisten Staa- 
ten unserer Erde würde dieser Großmut als gewich- 
tiger Beweis für die Bereitschaft der Sowjetunion ge- 
wertet werden, dem nur mühsam vorankommenden 
Entspannungsprozeß einen neuen Impuls gegeben zu 
haben. 

Wenn es eines Beweises bedürfte, daß hinter dem 
Auswanderungsbegehren ein moralischer Anspruch 
steht, dann wäre es die Tatsache, daß von den 82 000 
nach Israel ausgewanderten Juden nur insgesamt 
120 in die Sowjetunion zurückkehren wollten. 80 da- 
von sind noch in Wien. Zwischen 2 000 und 2 500 
reisten in andere Staaten außerhalb des Ostblocks 
weiter. Dieser Zahlenvergleich — das lassen Sie 
mich zum Abschluß sagen — macht augenscheinlich, 
daß Israel den ausgewanderten Juden tatsächlich 
eine neue Heimat zu geben in der Lage ist. Dies 
sollte uns gleichfalls ermutigen, dem Auswande- 
rungsbegehren der Juden in der Sowjetunion unsere 
ungeteilte moralische und politische Unterstützung 
zu geben. 

Kahn-Ackermann (SPD): Herr Präsident! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Als ein Sprecher 
eines Landes, der sich wohl bewußt ist, daß wir uns 
schwer von der historischen Bürde freimachen kön- 
nen, die auf Taten beruht, die die einstmaligen 
Machthaber in Deutschland dem jüdischen Volk zu- 
gefügt haben, begrüße ich heute ganz besonders, 
daß Herr Ahlmark seinen Bericht mit so viel inne- 
rem Engagement vorgetragen hat. 

Es ist in der Tat nicht richtig, daß wir die Dinge in 
unserer Welt so unterschiedlich bewerten, wenn es 
sich um Menschenrechte handelt, und dies nur des- 
halb, weil die einen viel Macht haben und es bei 
den anderen weniger gefährlich und weniger un- 
angenehm ist, Über derartige Dinge zu reden. Ganz 
bestimmt haben die jüdischen Bürger in der Sowjet- 
union als Minderheit ein Recht, nicht anders behan- 
delt zu werden als andere Minderheiten in diesem 
Lande, und der Berichterstatter wie auch andere 
Sprecher haben mit Recht darauf hingewiesen, welch 
ein böses Übel der geduldete und offen zugelassene 
Antisemitismus ist. 

In diesem Zusammenhang bin ich ein bißchen be- 
sorgt, weil ich einen Bericht beispielsweise über die 

Behandlung der israelischen Mannschaft und der 

jüdischen Zuschauer bei den internationalen Studen- 
tenwettspielen, die in Moskau im vergangenen Jahr 
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stattgefunden haben, gelesen habe. Die offenen De- 
monstrationen des Antisemitismus bei dieser Ge- 
legenheit passen schlecht in das Bild, das man sich 
von einer Großmacht machen möchte, die doch auf 
der anderen Seite ihren Willen bekundet, an einer 
friedlichen Regelung der Angelegenheiten in dieser 
Welt mitzuarbeiten. 

Ich möchte mich deswegen dem Appell meines 
Kollegen Dr. Geßner anschließen und die sowje- 
tische Regierung bitten und ersuchen, diejenigen 
Minderheitenrechte, die sie anderen Minderheiten 
in ihrem Lande angedeihen läßt, angesichts der Tat- 
sache, daß wohl offensichtlich nicht der ganze 
jüdische Bevölkerungsteil in der Sowjetunion wird 
nach Israel auswandern können, zu sichern, damit 
wir nicht mehr von jenen Akten der Diskriminierung 
und der offenen Verletzungen der Menschenrechte, 
die gegenüber dieser Minderheit in der Sowjetunion 
geschehen, zu hören brauchen. 

Damit, meine Damen und Herren, möchte ich noch 
einmal darauf hinwelsen, daß ich es für besonders 
wertvoll halte, daß die Kommission und ihr Bericht- 
erstatter hier vor diesem Forum die Verhältnisse, 
die in diesem Zusammenhang auch im Jahre 1973 
für diese Menschen geherrscht haben, erneut ganz 
offen dargelegt haben. Aufrichtigen Dank, Herr 
Ahlmark! 


Tagesordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums sowie des 
Ausschusses für die Beziehungen zu den 
nationalen Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

(Drucksache 3394) 

Berichterstatter: Abgeordneter Kahn- Ackermann 

Vizepräsident Kahn-Ackermann, Berichter- 
statter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ihnen liegt der Bericht es Büros und des 
Standing Committee über die Aktivitäten in den letz- 
ten vier Monaten vor. Im einzelnen können Sie all 
das, was stattgefunden hat — und das war nicht 
wenig — , an Hand dieses Berichts nachprüfen. Ich 
möchte bloß auf einige Punkte eingehen, die uns 
nicht nur in diesem Bericht beschäftigt haben, son- 
dern die uns auch weiterhin beschäftigen werden. 

Das eine ist, daß wir durch die Fülle des Stoffes, 
den wir zu bewältigen haben, zunehmend gezwun- 
gen sind, die Redezeit der einzelnen Mitglieder der 
Beratenden Versammlung bei den Debatten zu ver- 
kürzen. Die Meinungen darüber, ob man in fünf 
Minuten einen ausgewogenen Beitrag liefern kann 
oder ob wir dieses System noch ein bißchen diffe- 
renzieren können, sind verschieden gewesen. Ich 
wollte Sie bloß darauf aufmerksam machen. Wir 
haben uns redlich Mühe gegeben, gerecht zu walten, 
aber an sich bleibt es wohl für diese Versammlung 
ein Problem, in der Gestaltung des ganzen Ablaufs 
unserer Debatten mit der Frage der Redezeit fertig 
zu werden. 

Dieses Problem steht in unmittelbarer Verbindung 
mit einem anderen Versuch, der im Standing Com- 


mittee unternommen worden ist, mit dem Versuch 
nämlich, sich einmal eine Übersicht darüber zu ver- 
schaffen, ob wir im Ablauf unserer Versammlungen 
gewisse Prioritäten setzen können, ob die Aus- 
schüsse bereit sind, einen Teil der Berichte vor dem 
Standing Committee abzugeben, und ob nicht die 
Ausschüsse überhaupt ermuntert werden können, 
sich in ihrer Berichterstattung auf das politisch Aller- 
notwendigste zu beschränken, um — dies ist das 
Wichtigste — die Zeit zu haben, die notwendig ist, 
um unsere Debatten gründlich und so gestalten zu 
können, wie es sich für dieses Haus geziemt. 

Auch hier sind wir, wie Sie dem Bericht entneh- 
men können, noch nicht zu endgültigen Ergebnissen 
gekommen. Der Greffe hat sich — das werden Sie 
alles hierin sehen — die Mühe gemacht, einmal fest- 
zustellen, wie die Debatten in den letzten Jahren 
abgelaufen sind und wieviel Zeit die einzelnen 
Kommissionen gebraucht haben, um mit ihren The- 
men fertig zu werden. All das muß noch weiter ge- 
prüft werden; wir konnten eine alle befriedigende 
Lösung in diesem Zusammenhang noch nicht finden. 

Dann haben wir uns um etwas sehr Wichtiges 
bemüht — auch da ist es noch nicht zu einer end- 
gültigen Regelung gekommen — , und zwar um die 
Ausstattung der Büros für die politischen Gruppen 
in diesem Hause. Wir wollten das ein wenig in Zu- 
sammenarbeit mit dem Europäischen Parlament ma- 
chen; die Meinungsäußerungen der dort existieren- 
den politischen Gruppen sind dabei nicht alle kon- 
form ausgefallen. Auch diese Frage ist also noch 
offen. Wir sind uns aber darüber klar, daß ganz 
bestimmt die Organisation der Arbeit der politi- 
schen Gruppen in diesem Hause verbessert werden 
muß. 

Sie werden in dem Bericht auch einen kurzen 
Passus Über die gemeinsame Sitzung mit dem Euro- 
päischen Parlament finden. Dies ist im Grunde ge- 
nommen ein wichtiges Element im Ablauf unserer 
Sitzungen, wenn wir die ganze Entwicklung zwi- 
schen den beiden Institutionen — EG und Europa- 
rat — verfolgen. Die letzte Debatte war etwas 
intensiver als die vorangegangenen, aber gestatten 
Sie dem Berichterstatter, eine Bemerkung zu ma- 
chen. Ich glaube, hinsichtlich der Auswahl der The- 
men für diese gemeinsamen Sitzungen müssen wir 
doch dazu kommen, daß auch das politisch Relevante 
zwischen den beiden Organisationen besprochen 
werden kann. Das ist eine Aufgabe, die wir noch 
lösen müssen. 

Der nächste bedeutsame Punkt: In der nächsten 
Sitzung beginnt die 25-Jahr-Feier dieses Hauses. Sie 
können dem Bericht entnehmen, was geplant ist. 
Ich wollte nur darauf aufmerksam machen, daß dies, 
historisch gesehen, ein wichtiges Datum ist. In An- 
betracht dessen gebe ich auch der Hoffnung Aus- 
druck, daß die Entwicklung in Europa mit unserem 
25. Jahrestag eine progressivere Richtung nehmen 
möge. 

Schließlich finden Sie in den Feststellungen, die 
wir aufgrund der Erfahrungen der Sitzungen des 
Büros und auch des Standing Committee gemacht 
haben, die Bemerkung, daß wir ganz zweifellos zur 
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Erfüllung unserer Aufgabe und auch im Sinne der 
Funktion des Europarats, wie sie im Statut aufge- 
geben ist, in Zukunft eine intensivere Aussprache 
mit unseren Außenministern haben sollten. Es ist 
dabei das letztemal auch erörtert worden, ob es nicht 
möglich ist, dem Joint Committee — wobei wir dar- 
auf achten müssen, daß die Minister auch wirklich 
da sind — eine ausgewogenere und bedeutsamere 
Rolle zu geben, als es sie bisher gehabt hat, und es 
möglicherweise auch öfter einzuberufen, was ja nach 
dem Statut eigentlich in der alleinigen Verantwor- 
tung des Präsidenten liegt. 

Ich möchte auch sagen, daß sich der Präsident stets 
bemüht hat — und dafür, glaube ich, gebührt ihm 
Dank — , in diesen vier Monaten, die voller Krisen 
waren, die eigentliche Bedeutung dieser Versamm- 
lung hervorzuheben. Er hat wiederholt die Minister 
gemahnt, endlich eine Entscheidung beispielsweise 
in der Frage des Terrorismus zu treffen, die eine 
wichtige Frage ist, und er hat sich auch sonst be- 
müht, das durch das Statut gegebene Gewicht der 
Versammlung gegenüber allen anderen Organen zu 
wahren. Dafür gebührt im Dank. 

Das Interesse am Europarat hat sich ganz deutlich 
vergrößert; das werden Sie auch hier finden. Eine 
große Zahl von nicht zu unserem engeren Bereich 
gehörenden Institutionen, Politikern und Ländern 
bemüht sich, mit uns in Kontakte zu kommen. In 
diesem Zusammenhang möchte ich Sie daran er- 
innern, daß ein arabisches Land um einen Beobachter- 
status nachgesucht hat. In dieser Session werden 
eine Reihe von Botschaftern von arabischen Län- 
dern auftauchen, um mit uns Gespräche zu führen. 

Schließlich und endlich möchte ich auf folgendes 
hinweisen: Das Wichtigste für uns ist natürlich, daß 
unsere traditionellen Freunde, nämlich die parla- 
mentarischen Vertreter der Vereinigten Staaten und 
die Mitglieder des kanadischen Parlaments, auch 
diesmal wieder hier sein werden, um mit uns eine 
Aussprache zu führen. Auch dies unterstreicht die 
Bedeutung, die unserer Versammlung zukommt, 
einer Versammlung, die ja auch mit dazu geschaffen 
worden ist, um den europäischen Parlamentariern 
ein Mitspracherecht in der europäischen und inter- 
nationalen Politik zu geben. 

Ich darf also, soweit ich als Berichterstatter selbst 
Augen- und Ohrenzeuge der Bemühungen sowohl 
des Präsidenten wie des ganzen Vorstandes der 
Beratenden Versammlung und auch des Standing 
Committee war, sagen: Es gebührt allen Kollegen, 
die dort gerade in dieser Zeit der Verwirrung und 
der Krise mitgearbeitet haben, ein Dank dafür, daß 
sie Verständnis für die schwierige Aufgabe unseres 
Präsidenten gefunden und die Belange der Assem- 
blee nach Kräften gewahrt und verdeutlicht haben. 

Vizepräsident Kahn-Ackermann (SPD) : Ich 
bin Lord Lloyd außerordentlich dankbar, daß er die- 
sen wichtigen Punkt, Überweisung von Konventions- 
entwürfen an die Beratende Versammlung vor ihrer 
Unterzeichnung durch das Ministerkomitee, hier er- 
wähnt hat. Ich kann ihm sagen, daß das Standing 
Committee für die Versammlung diese Empfehlung 
bereits angenommen hat. Er hat die Frage gestellt. 


wie man diese Sache voranbringen kann. Am Freitag 
wird Gelegenheit sein, den Vorsitzenden des Mini- 
sterkomitees zu fragen, wie das Komitee als Ganzes 
dazu steht. 

Die Empfehlung des Rechtsausschusses ist schon 
vor längerer Zeit allen Mitgliedern dieses Hauses 
zugegangen. Als ich sie gesehen habe, habe ich als 
erstes dem Außenminister meines Landes einen Brief 
geschrieben. Ich habe ihm gesagt, ich würde es sehr 
gut finden, wenn mein Land sich dafür einsetzte, daß 
so verfahren wird, wie hier gefordert wird. Er hat 
mir erwidert, es würde in Zukunft — jedenfalls was 
die Regierung meines Landes betrifft — so verfahren 
werden. Dieser Stimme im Ministerrat sind Sie also 
gewiß. Wie andere sich dazu verhalten werden, weiß 
ich nicht. 

Ich hoffe, daß das Ministerkomitee sich angesichts 
der Wichtigkeit der Sache dazu durchringen wird, 
dieser Empfehlung zu entsprechen. Ich hoffe das 
jedenfalls; ich weiß nicht, ob es passiert. 


T agesordnungspunkt : 

Die Lage in Griechenland 

(Drucksache 3373) 

Berichterstatter: Abgeordneter Abens 

Richter (SPD); Herr Präsident! Meine sehr geehr- 
ten Damen und Herren! Liebe Kollegen! Ich möchte 
zunächst dem Berichterstatter Victor Abens meine 
Anerkennung aussprechen. Im Gegensatz zu dem 
einen oder anderen Vorredner habe ich das Gefühl, 
daß er unerhört ausgewogen berichtet hat. Darüber 
habe ich mich gefreut. Man muß aber auch dieses 
sagen: Victor Abens hat mit viel Mut schwere 
Jahre der Diktatur überstanden und hat es von da- 
her etwas einfacher, ein sicheres Urteil zu fällen. 

Ich würde nicht so weit gehen, wie Kollege Nessler 
in seiner Rede vorher, die griechische Empfindsam- 
keit soweit in den Vordergrund zu schieben, daß 
uns kein Raum zur kritischen Bewertung bleibt. Ich 
bin aber auch nicht in der Lage, meine Schlüsse so 
vorzeitig zu ziehen, wie es der Kollege Karl Czernetz 
hier getan hat. Ich betone, ich liege mehr auf der 
Linie von Victor Abens. 

Der 25. November 1973 ist nach meiner Ein- 
schätzung der Athener Szenerie nicht überraschend 
gekommen. Präsident Papadopoulos hatte einen 
Versuch unternommen. Er hatte sich im Juli von den 
Obristen aus den Tagen der „Revolution des 
21. April 1967" getrennt und dann nach der Frei- 
lassung aller politischen Häftlinge — das war die 
Situation, als wir das letzte Mal hier berieten — und 
nach Wiederherstellung zahlreicher staatsbürger- 
licher Rechte den Vorsitzenden der ehemaligen 
Fortschrittspartei, Markezinis, an die Spitze des 
ersten zivilen Kabinetts berufen. Dieser Versuch ist 
endgültig gescheitert. In diesem Hohen Hause hatten 
viele Parlamentarier große Hoffnung auf eine Um- 
kehr des Regimes gesetzt. Die Rückkehr zu einer 
Parlamentarischen Demokratie war zwar nicht ge- 
sichert, aber einige erste Etappen schienen im An- 
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Satz gelungen zu sein. So vermochten wir die Frei- 
lassung der politischen Häftlinge, die Aufhebung des 
Kriegsrechts, die Einsetzung eines zivilen Regie- 
rungschefs und auch die, allerdings eingeschränkte, 
Erlaubnis zur Bildung politischer Parteien hier zu 
begrüßen. 

Zu diesem Zeitpunkt hatte die Regierung Papa- 
dopoulos bereits einige sehr entscheidende Fehler 
gemacht. Victor Abens hat darüber gesprochen. An 
die Spitze würde ich folgende Tatsache stellen: Die 
Bevölkerung in weiten Teilen ist einfach nicht damit 
fertiggeworden, daß mit dem im Juli abgehaltenen 
Referendum über die Einführung einer republikani- 
schen Staatsform Papadopoulos gleichzeitig zur Er- 
neuerung Griechenlands mit umfassenden Sonder- 
vollmachten ausgestattet und zum Staatspräsidenten 
ausgerufen wurde. Das wurde im Lande in der Tat 
nicht verstanden.. 

Vielleicht darf man im Hinblick auf die Entwick- 
lung vom November auch noch wirtschaftliche Vor- 
gänge anführen. Ich sehe darin einen zweiten wich- 
tigen Hauptgrund des Scheiterns. Von Papadopoulos 
und seinen Leuten ist das sogenannte Wirtschafts- 
wunder in Griechenland sehr stark in den Vorder- 
grund geschoben worden. Sieht man sich dieses 
„Wirtschaftswunder" etwas genauer an, dann weiß 
man, daß der Bevölkerung dieses Landes etwas vor- 
gegaukelt wurde. Die Auslandsverschuldung Grie- 
chenlands ist unglaublich gestiegen. Zur Zeit beträgt 
die Schuldenlast 3 Milliarden Dollar. Wenn die Men- 
schen dieses Landes, deren Fleiß ich rühme, diese 
Schuldenlast abarbeiten müssen, würden darüber, 
ohne die Hilfe Europas, Jahrzehnte vergehen. 

Ich möchte noch auf die derzeitige Preissituation 
hinweisen. Die Preise für Lebensmittel sind bis zu 
50 ®/o gestiegen, die Preise für Olivenöl, einem 
Hauptnahrungsmittel dieses Landes, um 100 ^/o. 

Solche Schleier sind nun gefallen und haben zum 
Sturz des Diktators beigetragen. 

Wohin geht also Athen heute? Das war die 
Hauptfrage, die Victor Abens hier gestellt hat und 
die uns alle bewegt. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
neige ich der Auffassung des Berichterstatters zu, 
daß eine zuverlässige Antwort darauf wahrschein- 
lich noch nicht zu geben ist. Zu befürchten ist eine 
zermürbende Phase armeeinterner Machtkämpfe, die 
zu einer Selbstzerfleischung dieser Gruppe führen 
würde. Eine solche Entwicklung hätte für das ge- 
samte griechische Volk verheerende Folgen. Wir 
Europäer und diese Versammlung hoffen natürlich, 
daß sich Griechenland eines Tages wieder mit einer 
Regierung darstellt, die die Interessen des Volkes 
repräsentiert, die in freien Wahlen gewählt ist und 
die das Land demokratisch vertritt. 

Zur Zeit befindet sich Griechenland nach der Auf- 
hebung der am 29. Juli gegebenen Verfassung in 
einem rechtlichen Vakuum, das der neuen Regierung 
praktisch — und das ist angemahnt worden — unbe- 
grenzte Handlungsfreiheit erlaubt. Der neue grie- 
chische Ministerpräsident Adamantios Androutso- 
poulos hat in seiner ersten Regierungserklärung 
vom 28. November die Ziele der neuen Regierung 
so Umrissen, daß man noch ein bißchen Hoffnung 


haben kann, die Dinge werden sich zum Besseren 
wenden. Er sagt für seine Regierung: 

Wir erstreben nicht die Verewigung der Aus- 
nahmevollmachten. Wir wünschen es nicht, ein 
Regime zu etablieren. Unser Ehrgeiz ist es, das 
Land für ein ungestörtes edit demokratisches 
Leben vorzubereiten und unser Volk zur aus- 
schließlichen und ständigen Quelle der Macht zu 
machen. 

Das habe ich wörtlich aus der Regierungserklä- 
rung zitiert. Außerdem sprach sich der Minister- 
präsident für Wahlen aus, sobald das Land dafür 
bereit sei. Dies ist allerdings ein sehr dehnbarer Be- 
griff. Diese Formel bleibt — das wissen wir alle — 
eine Leerformel, wenn ihre Ausfüllung „ad calendas 
graecas" vertagt wird. Der Berichterstatter hat das 
angemahnt; das ist der wichtigste Punkt. 

Wir hoffen und erwarten, daß den Menschen in 
diesem Lande der Bürgerkrieg erspart bleibt. Auch 
diese Prognose ist nicht völlig auszuschließen. Wir 
hoffen ferner, daß diesem Volk der Fall in jene 
andere entsetzliche Schlucht erspart bleibt, nämlich 
der Fall in ein nationalsozialistisches Gaddafi- 
Regime. Auch diese Möglichkeit ist nicht völlig aus- 
zuschließen. 

Aus diesen Gründen meine ich, wir sollten den 
Bericht von Victor Abens sehr ernst nehmen und 
mit Geduld noch ein bißchen abwarten, dieses aber 
begrenzen. Ich hoffe, daß wir bessere Ergebnisse 
aus Athen vorliegen haben werden, wenn wir erneut 
über dieses Thema sprechen werden. 


Dienstag, 22. Januar 1974 

Tagesordnungspunkt : 

Die Lage in Griechenland 

(Drucksache 3373) 

Berichterstatter: Abgeordneter Abens 
Fortsetzung der Aussprache vom Vortage 

Dr, Schwencke (SPD): Was soll diese Debatte, 
Herr Präsident, meine Damen und Herren? So fragen 
sich viele außerhalb dieser Versammlung, und so 
fragen sich — das ist mein Eindruck — ■ selbst einige 
Mitglieder dieser Versammlung. Sie „kostet" für die, 
die hier sprechen, nichts — eher im Gegenteil. Und 
nicht einmal der Ministerrat wird unsere Resolution, 
wie wir es schon in ähnlichen Fällen erlebt haben, 
ernsthaft zur Kenntnis nehmen. Das heißt, er wird 
sie politisch nicht relevant machen, obgleich die Re- 
gierungen durch die NATO und andere Bündnisse 
ihrer Länder dazu Möglichkeiten hätten. 

Nun hören wir sogar von Kollegen hier in der 
Versammlung, daß die neue griechische Regierung 
„sensibel" — gemeint ist wohl empfindlich — gegen- 
über der Kritik aus dem Westen sei. Gerade dies 
müßte uns doch bewegen, in unserer Verurteilung 
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noch deutlicher und leidenschaftlicher zu werden. 
Anders auf meine rhetorische Frage geantwortet: 
Könnten wir uns vorstellen, daß wir in diesem Hause 
als Mitglieder des Europarates — als ehemalige und 
hoffentlich auch zukünftige Kollegen demokratisch 
gewählter Freunde — zu den eklatanten Verletzun- 
gen der Menschenrechte in Griechenland nichts 
sagen? 

Ich glaube, wir haben eine Pflicht zur Einmischung 
in die innergriechische Angelegenheit, weil in Grie- 
chenland die Menschenwürde so eklatant verletzt 
wird, wie sie in Chile, in der UdSSR und in der 
Tschechoslowakei verletzt wird. Und ich glaube 
nicht, daß wir „in den Wind reden"! Das Bewußtsein 
der Bevölkerung möchte ich nicht so tief ansetzen: 
Unsere Debatte — was immer sie uns kostet oder 
nicht kostet — wird draußen gehört und schärft auch 
das Gewissen für die Dinge, die in unseren eigenen 
Ländern als Unrecht geschehen. Zwar glaube ich 
nicht, daß stärkere Proteste des Auslands das Nazi- 
Regime in Deutschland eher als 1945 hätten beenden 
können; aber ich glaube, daß eine Weiterentwick- 
lung als öffentlicher Lernprozeß zur Bewußtseins- 
bildung eingesetzt hat: Der Athener Novemberpro- 
test 1973 der Studenten, zu dem dann auch Arbeiter 
kamen, war nicht umsonst. 

Denn: Was geschieht dort in Griechenland? Die 
Kollegen — vor allem dankenswerterweise der Be- 
richterstatter — haben es mit Ausnahme von Herrn 
Nessler sehr deutlich gesagt: Die KZs — vor allem 
das auf der Insel Jaros — sind wieder in Betrieb; 
dort und anderswo werden Menschen durch Folte- 
rung, durch Erpressung, durch massive Einschüch- 
terung physisch und psychisch gebrochen; wieder 
gibt es wie auch unter anderen Diktatoren Irren- 
häuser, in die Faschisten jene, die sie von sich aus 
als „krank" definiert haben, einliefern. 

Meine Damen und Herren, das Interesse, das für 
eine zu erhaltende „Ordnung" in Griechenland ge- 
heuchelt wird, ist nichts anderes als das Interesse 
an der Erhaltung der Herrschaft der Diktatur, an 
unbegrenzter Festsetzung des griechischen Faschi- 
stenregimes. Die Parolen, die dort etwas anderes 
verheißen, sind nicht glaubwürdig, sie sind nichts 
anderes als der Ausdruck eines rabiaten Zynismus. 

Aber wie sieht denn die „gerechte" Demokratie, 
für die wir streiten, aus? Selbstverständlich nehmen 
wir gern zur Kenntnis, was Griechenland als „Wiege 
der Demokratie" vielen bedeutet. Aber, meine Da- 
men und Herren, ist das nicht eine allzu oberfläch- 
liche Schulmeisterweisheit? Was heute Demokratie 
sein muß, hat nichts oder ganz wenig mit dem zu 
tun, was es in Griechenland vor mehr als zweitau- 
send Jahren gegeben hat. Die Form von Demokratie, 
die wir zur Verwirklichung unserer Grund- oder 
Menschenrechte begreifen, kann nur eine Radikal- 
demokratie sein. Sie definiert sich durch die Bedürf- 
nisse und Interessen der vielen, schützt die Minder- 
heiten und auch deren politische Entscheidungen. 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, lassen Sie mich in diesem Zusammenhang 
noch drei Sätze als Exkurs anfügen: Unser kommuni- 
stischer Kollege, der gestern sprach, hat gemeint, er 
müsse uns davor warnen, einige Dinge — die Situa- 
tion der Juden in der Sowjetunion — zu sagen und 


andere nicht zu sagen. Er wollte uns und wir sollten 
ihm keine Zensuren erteilen. Aber wir müssen doch 
feststellen, daß dieses Haus — jedenfalls seine so- 
zialistischen Mitglieder; denn für andere kann ich 
ja nicht sprechen — es als Beleidigung empfindet, 
wenn man ihm direkt oder indirekt unterstellt, es 
hätte zu Chile oder zu Griechenland nichts zu sagen, 
wenn andererseits die schlimme Situation der Juden 
in der UdSSR deutlich angesprochen wird. Das Recht 
auf Freiheit ist unteilbar! 

Nichts als die Demokratie, meine Damen und 
Herren, ist die Schule der Nation, und nur, wo sie 
verwirklicht wird, gibt cs Luft zum Atmen, Brot zum 
Essen und ist der Kopf zum Denken frei. 

Dr. Geßner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte zunächst mein Bedauern 
aiissprechen, daß der politische Ausschuß nicht in 
der Lage gewesen ist, sich zu einer Stellungnahme 
durchzuringen. Ich habe in diesem Zusammenhang 
auch kein Verständnis für den Hinweis, der gestern 
in dieser Debatte gemacht worden ist, daß die 
Empfindsamkeit des griechischen Volkes uns von 
einer Stellungnahme in diesem parlamentarischen 
Gremium abhalten sollte. Ich glaube, der Kollege 
Nessler hat gestern das griechische Volk mit der 
griechischen Regierung verwechselt. Wenn wir un- 
demokratische Verhaltensweisen verurteilen, so 
liegt es, wie ich glaube, im Interesse der Aufrecht- 
erhaltung unserer Glaubwürdigkeit, daß wir nicht 
nur in eine Richtung blicken, sondern überall dorthin 
sehen, wo Demokratie mit Füßen getreten wird. 

Gewiß hat mein Kollege Schwencke recht, was 
seinerzeit vor zweitausend Jahren in Griechenland 
praktiziert worden ist, kann nicht mit dem verglichen 
werden, was wir heute unter Demokratie verstehen. 
Für die damalige Praxis ist dies aber ein Ereignis 
gewesen, das man nur als Fortschritt bezeichnen 
kann. Ich meine, daß alle diejenigen, die Griechen- 
land als die Wiege der Demokratie besingen, im 
Grunde doch recht haben. Ich erwähne diesen Ge- 
sichtspunkt deswegen mit besonderem Nachdruck, 
weil ich daran die Feststellung knüpfen will, daß 
das Regime durch seine Politik Verrat an diesem 
bedeutsamen Kapitel seiner eigenen Geschichte be- 
treibt. 

Ich gehöre einem Staat an, der einem Verteidi- 
gungsbündnis zugehört. Ich weiß aber wie andere 
Kollegen auch — es ist eben in der Debatte schon 
angeklungen — , daß daraus in bezug auf Griechen- 
land bestimmte Probleme entstehen. Sie wissen, daß 
in der Präambel unseres Verteidigungsbündnisses 
der Auftrag enthalten ist, die Freiheit zu verteidi- 
gen. Diese selbstgewählte Aufgabe setzt natürlich 
voraus, daß das Bündnis seiner Natur nach eine 
Gemeinschaft von freien Staaten und Völkern sein 
muß. Daß dies tatsächlich zur Zeit nicht der Fall ist, 
zeigt das Beispiel Griechenland sehr deutlich. 

Diese Diskrepanz hat in der gesamten internatio- 
nalen Öffentlichkeit zu zwiespältigen Gefühlen ge- 
führt, weil sie nämlich die Frage geradezu provo- 
zierte, ob die Zusammensetzung des Bündnisses mit 
dessen Zielen in Übereinstimmung steht. Besonders 
ein Teil der jungen Generation, nicht nur in meinem 
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Lande, stellt in diesem Zusammenhang kritische 
Fragen, die, auf Dauer gesehen, geeignet sind, 
die Notwendigkeit der Existenz unseres Verteidi- 
gungsbündnisses in Zweifel zu ziehen. Dies zeigt 
mir persönlich sehr deutlich, daß die Rückkehr Grie- 
chenlands zu einer demokratischen Staatsform aus 
bündnispolitischen Gründen ebenso notwendig ist 
wie aus Gründen menschenwürdiger Gesinnung. 
Lassen Sie mich hier in aller Deutlichkeit sagen: ich 
habe nicht den mindesten Zweifel, daß die gegen 
die menschliche Würde gerichtete innenpolitische 
Praxis des Regimes zu einer bedenklichen politischen 
und auch psychologischen Belastung des Bündnisses 
geworden ist. 

Vor diesem Hintergrund möchte ich ganz beson- 
ders den Appell unterstützen, der in Ziffer 7 der 
vorliegenden Resolution zum Ausdruck kommt und 
in dem es heißt: 

Er appelliert an die Regierungen, hierfür — 
d. h. für die Beseitigung der Diktatur — ihren 
ganzen Einfluß geltend zu machen, sowohl ein- 
zeln als auch gemeinschaftlich innerhalb von Or- 
ganisationen wie der NATO und der EWG. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, der 
Europarat hat mehr zu bieten als nur die politische 
Debatte und die politische Resolution. Er steht vor 
Griechenland nicht mit leeren Händen, er bietet 
dem Volk der Griechen die Chance, wieder in diese 
große europäische Völkerfamilie aufgenommen zu 
werden, wenn seine Regierung den Weg zur Um- 
kehr beschriften hat. Die Stimme des Europarats 
wird daher nach meiner Überzeugung besonderes 
Gehör finden. Die Diktatoren in Athen müssen wis- 
sen, daß sie unser aller Abscheu gewiß sind. Sie 
müssen wissen, daß sie nicht an ihren Versprechun- 
gen, sondern an ihren Taten gemessen werden. Wir 
müssen ihnen unmißverständlich deutlich machen, 
daß sich der Europarat solange mit den skandalösen 
Verhältnissen in Griechenland beschäftigen wird, 
wie die Stiefel der Junta den Nacken des Volkes 
beugen. Wir haben heute morgen eine gute Gelegen- 
heit, dies zum Ausdruck zu bringen, indem wir die 
vorliegende Resolution mit überwältigender Mehr- 
heit annehmen. 


Tagesordnungspunkt: 

Ergebnisse der zweiten europäischen 
Umweltschutzministerkonferenz 

(Drucksache 3378) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ahrens 

Dr. AhrenSr Berichterstatter, (SPD); Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Las- 
sen Sie mich dem Ihnen vorliegenden schriftlichen 
Bericht einige Anmerkungen hinzufügen. Ich meine, 
man sollte die europäischen Raumordnungsminister 
dazu beglückwünschen, daß sie ihre Konferenz, die 
1970 in Bonn stattgefunden hatte, im letzten Septem- 
ber in La Grande Motte fortsetzen konnten. Damit 
konnte eine weitere Konferenz von Fachministern in 
Europa institutionalisiert werden, und diese Tat- 
sache schon scheint mir besonders bedeutungsvoll. 


Wir alle wissen — und wir alle haben es in den 
letzten Tagen und Wochen erneut schmerzlich erfah- 
ren müssen — , wie groß die Schwierigkeiten und wie 
hoch die Hindernisse auf dem Wege nach Europa 
sind. 

Wenn man diese Situation analysiert, so findet 
man den ehrlichsten und stärksten Willen zur Zu- 
sammenarbeit und zur Gemeinsamkeit in den euro- 
päischen parlamentarischen Gremien und nächst die- 
sen bei den Fachministerkonferenzen trotz aller 
Schwierigkeiten und Gegensätzlichkeiten im Einzel- 
fall. Retardierend und oft verzögernd verhalten sich 
hingegen, wie ich meine, in allen europäischen Insti- 
tutionen die von den Außenministerien gebildeten 
Ministerkomitees. 

Schon deshalb, Herr Präsident, ist es zu begrüßen, 
daß die Raumordnungsminister ein weiteres regel- 
mäßig tagendes Fachministergremium eingerichtet 
haben. Die Gemeinsamkeit der Aufgaben, aber auch 
die Gemeinsamkeit der Auffassungen, wie sie in La 
Grande Motte zum Ausdruck kam, werden diese 
Konferenz mit Sicherheit zu einem integrierenden 
Faktor Europas werden lassen. 

Zum Gelingen der Konferenz trug bei, daß sie 
nicht in einer unserer Hauptstädte stattfand, sondern 
in einem der Randgebiete, die in ihrer wirtschaft- 
lichen und sozialen Entwicklung zurückgeblieben 
sind. Neben der Diskussion der Themen ergab sich 
dadurch die Möglichkeit, eine Region Frankreichs, 
die in der Umstrukturierung zu einem der hervor- 
ragendsten Fremdenverkehrsgebiete — teilweise 
auch zu wichtigen Industrieräumen — begriffen ist, 
in diesem ihren Bemühen zu erleben. Für diese Mög- 
lichkeit möchte ich der französischen Regierung aus- 
drücklich danken. Mein Dank gilt aber auch den 
lokalen und regionalen Instanzen für alle Informa- 
tionen, die uns bereitwillig gegeben wurden, für ihr 
Interesse an unserer Arbeit und für die Herzlichkeit, 
mit der wir aufgenommen wurden. 

Herr Präsident, wenn ich nun einige kritische Be- 
merkungen zum Ablauf der Konferenz mache, so 
nicht, um Vorwürfe zu erheben. Meine Kritik hat 
lediglich den Zweck, die künftigen Raumordnungs- 
ministerkonferenzen zu mehr politischen Veranstal- 
tungen zu machen. 

Zwischen der ersten und der zweiten Raumord- 
nungsministerkonferenz, zwischen Bonn und La 
Grande Motte, lagen drei Jahre. Vielleicht ist es 
darauf zurückzuführen, daß die Tagesordnung der 
Konferenz überladen war. Es bestand kaum die 
Möglichkeit, die sehr interessanten Themen wirklich 
zu diskutieren. Wegen des Zeitmangels blieb es bei 
kurzen Berichten und Statements; eine politische 
Diskussion entwickelte sich nicht. Die Minister ka- 
men mir vor wie Notare, die lediglich das beglau- 
bigten, was ihre Beamten zuvor ausgehandelt hatten. 
Ein solches Verfahren wird meines Erachtens der 
eminent politischen Bedeutung der Raumordnung 
nicht gerecht. 

Die — wie ich meine, notwendige — Politisierung 
der europäischen Raumordnung könnte bei der näch- 

: sten Konferenz sicherlich dadurch erreicht werden, 

I daß man die Beratende Versammlung des Europa- 
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rates stärker als bisher beteiligt. Die Umweltmini- 
sterkonferenz im letzten Frühjahr in Wien hat einen 
Anfang gemacht, indem sie eine Diskussion zwi- 
schen den Ministern und den Mitgliedern des zu- 
ständigen Ausschusses dieses Hauses vorsah. Ich 
meine, daß man in dieser Richtung fortschreiten 
müßte. Schließlich erfordert es auch das Selbstver- 
ständnis dieser Versammlung, daß diese stärker als 
über eine bloße Beobachterrolle an solchen Konfe- 
renzen, die vom Europarat veranstaltet werden, be- 
teiligt wird. 

Die sadilidien Ergebnisse der Konferenz können 
diese Versammlung und ihren Ausschuß für Kom- 
munalpolitik und Raumordnung durchaus zufrieden- 
stellen. Ich habe dies in meinem schriftlichen Bericht 
im einzelnen dargelegt. Lassen Sie mich hier nur auf 
die weitgehende Zustimmung hinweisen, die die 
Minister unserer Auffassung über die Entwicklung 
der Grenzregionen gezollt haben. Auch die Be- 
schlüsse zur Gestaltung der Berggebiete liegen auf 
der in unserem Ausschuß diskutierten Linie. 

Lassen Sie mich nun, Herr Präsident, über meinen 
schriftlichen Bericht hinaus einige allgemeine Be- 
merkungen zur europäischen Raumordnung machen. 
Raumordnung und Regionalplanung haben lange 
Zeit im Schatten solcher Planungen gestanden, die 
mehr oder weniger eigene Mittel einsetzen konnten, 
um die erarbeiteten Vorhaben auch zu realisieren. 
Dies gilt für die Planungen der Verkehrsminister, die 
die geplanten Verkehrswege mit Mitteln des eigenen 
Ressorts bauen können; das gilt aber in gleicher 
Weise auch von der Wirtschaftsförderung und der 
Regionalpolitik, die Pläne für Industrieansiedlung 
und für Schaffung von Arbeitsplätzen erarbeitet und 
selbst durchführt. Die Raumordnung aber geht wei- 
ter, sie ist umfassender, sie geht über diese Fach- 
planungen hinaus und ist auch mehr als die Summe 
dieser Fachplanungen. Diese Erkenntnis scheint sich 
jetzt in unseren Ländern allmählich durchzusetzen. 

Man hat erkannt, daß es nicht um Einzelmaßnah- 
men, nicht allein um die Verbesserung des Schul- 
wesens oder der Straßen, nicht allein um Vermeh- 
rung der Arbeitsplätze geht. Es geht, wie der fran- 
zösische Minister Guichard meines Erachtens tref- 
fend ausgeführt hat, um ein „Europa der Menschen", 
nicht um ein „Europa der technischen und ökonomi- 
schen Perfektion". Es geht, modern formuliert, um 
die Steigerung der Lebensqualität, die nur auf der 
Grundlage einer integrierten Raumordnung möglich 
ist, einer Raumordnung, die alle Träger von Fach- 
planungen bindet und verpflichtet. 

In den sozial und wirtschaftlich stark zurückgeblie- 
benen Gebieten mag für eine Weile die Förderung 
der Wirtschaft, die Schaffung von Arbeitsplätzen 
und die Hebung des materiellen Wohlstands gleich- 
bedeutend sein mit der Steigerung der Lebensquali- 
tät. Aber auch dort wird man schon recht bald mer- 
ken, was in den wirtschaftlich stärkeren und mehr 
industrialisierten Regionen unseres Kontinents spä- 
testens seit den Veröffentlichungen des „Club of 
Rome" Allgemeingut geworden ist: daß nämlich 
Wachstum kein Wert an sich ist, daß Wachstum nicht 
automatisch alle Probleme löst, ja, daß Wachstum 
selbst ein Problem ist. 


Hier nun beginnt die Stunde der Raumordnung! 
Ihre Aufgabe ist es, nachzudenken über eine um- 
fassende Verbesserung der Lebensqualität schlecht- 
hin. Und damit geht es um politische Entscheidungen, 
nicht um technische Konzeptionen; es geht um auf 
den Raum bezogene Gesellschaftspolitik. 

Hier nun gereicht der Raumordnung, wie ich 
meine, das zum Vorteil, was bisher ihre Schwäche 
war: das Fehlen eigener ressortbezogener Finanz- 
mittel. Ohne Rücksicht auf den jedem Ressort inne- 
wohnenden Egoismus kann die Raumordnung ihre 
Entscheidungen treffen, ausgerichtet nur an den Be- 
dürfnissen ■ — an den umfassenden Bedürfnissen des 
jeweiligen Raumes und seiner Menschen. 

Daraus folgt, daß unsere Parlamente stärker als 
bisher in die Raumordnung eingeschaltet werden 
müssen. Es gibt in unserer Arbeit wenige Bereiche 
mit einer so bedeutenden politischen Substanz, und 
daher muß die Raumordnung ins Rampenlicht der 
politischen Diskussion. Eine sinnvolle Beschäftigung 
der Parlamente mit raumordnerischen Entscheidun- 
gen setzt allerdings voraus, daß die Ministerien und 
sonstigen Planungsbehörden mehr als bisher eine 
politische Entscheidung ermöglichen, daß sie Alter- 
nativen erarbeitet, nach denen das Parlament unter 
politischen Gesichtspunkten entscheiden kann. 

Herr Präsident, die Stunde der Raumordnung ist 
aber, wie ich meine, zugleich die Stunde des Europa- 
rates und seiner Beratenden Versammlung, denn die 
Raumordnung in Europa — oder, mehr noch, die 
europäische Raumordnung — fällt in die originäre 
Kompetenz dieses Hauses. Ich sagte bereits, daß 
Raumordnung vom Grunde her etwas anderes ist 
als Wirtschaftsförderung oder, um in der Sprache 
der Gemeinschaft zu reden, als Regionalpolitik. 
Schon daher gehört die Raumordnung nicht auto- 
matisch in die Kompetenz von Brüssel. Die Ge- 
meinschaft wird bis auf weiteres von ihren wirt- 
schaftlichen und wirtschaftspolitischen Zielsetzungen 
bestimmt werden; Raumordnung aber geht, wie ich 
dargelegt habe, über diese wirtschaftlichen Aspekte 
hinaus. Nur mit Sorge kann man daher die allein 
wirtschaftlich bestimmten Zielsetzungen der Kom- 
mission für die Regionalpolitik betrachten, die 
eigentlich nur dadurch zu entschuldigen sind, daß 
es noch keine europäische Raumordnung gibt, in 
die sich auch die Regionalpolitik einzuordnen hätte. 

Aber auch die räumlich umfassendere Ausdehnung 
des Europarats spricht für dessen Kompetenz in der 
Raumordnung. Wie sollte die Gemeinschaft etwa 
eine raumordnerische Konzeption für den Öresund 
erarbeiten, wenn nur die eine Küste zu einem 
Mitgliedsland gehört? Und wie sollte etwa die Ge- 
meinschaft das Problem des Alpenraumes lösen hel- 
fen, mit dem sich dieses Haus und der zuständige 
Ausschuß im Augenblick beschäftigen, wenn die 
Schweiz und Österreich nicht mit verhandeln kön- 
nen? 

Aber noch ein dritter Grund spricht meines Erach- 
tens für die Raumordnungskompetenz des Europa- 
rates. Wir alle wissen, daß es brennende Raumord- 
nungsprobleme auch an der östgrenze unserer Staa- 
ten gibt, die eine europäische Raumordnung lösen 
helfen müßte. Ich meine, daß diese Probleme eher 
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einer Lösung zugeführt werden können, wenn auf 
westlicher Seite nicht die Gemeinschaft, sondern der 
Europarat am Tisch sitzt. Immerhin hat Jugoslawien 
an den Arbeiten der Ministerkonferenz bereits jetzt 
einen hervorragenden Anteil genommen. 

Herr Präsident, ich bin überzeugt, daß in der 
Raumordnung dem Europarat eine zentrale Auf- 
gabe Zuwachsen wird. Es liegt an uns hier in die- 
sem Hause und an unseren Regierungen, ob und 
wann der Europarat personell wie sachlich in die 
Lage versetzt wird, diese Aufgabe zu erfüllen. Die 
Zeit drängt, überall sind die Dinge im Fluß, und 
selbst so gegensätzliche Entwicklungen wie Wachs- 
tum und Ölkrise haben der Nutzung des Raumes 
neue Antriebe verliehen oder werden dies tun. Wir 
müssen handeln, und zwar schnell! Es geht um ein 
humanes Europa, um ein — ich darf es noch einmal 
sagen — „Europa der Menschen". 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Staatssekretärs beim 
französischen Minister für Raumordnung^ 
Christian Bonnet 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Minister, wenn Sie 
auch auf die lange Frage eben nur kurz geantwortet 
haben, würde ich es doch gern sehen, wenn Sie dazu 
imstande wären, dieser Versammlung Auskunft dar- 
über zu geben, wie Sie sich eine mögliche Entschei- 
dung über die Einigung beim Regionalfonds vor- 
stellen und wann Sie diese Entscheidung etwa er- 
warten. 

Staatssekretär Bonnet erklärt, daß die französische 
Regierung schon gewisse Konzessionen bei der Fest- 
legung der Kriterien gemacht habe und die franzö- 
sische Position weitgehend mit den Schlußfolgerun- 
gen der Kommission übereinstimme. Er hoffe, daß 
die Entscheidung über die Einigung beim Regional- 
fonds in Kürze getroffen werde. 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Minister, um die Diskus- 
sion auf den Gegenstand unserer heutigen Sitzung, 
auf die Raumordnung in Europa zurückzuführen: 
Ich habe mit Genugtuung gehört, daß Ihre Regie- 
rung einige der Themen von La Grande Motte be- 
reits in Entscheidungen umgesetzt hat; auch das 
Thema der Grenzregionen soll behandelt werden. 

Mich würde interessieren, ob Sie, Herr Minister, 
und Ihre Regierung der Auffassung sind, daß die 
Lösung dieser Probleme in den Grenzregionen in 
enger Zusammenarbeit zwischen den Zentralbehör- 
den und den lokalen und regionalen politischen 
Instanzen dieser Grenzgebiete erfolgen soll, und ob 
Sie sich bereits Gedanken darüber gemacht bzw. 
Pläne entworfen haben, in welcher Weise diese Zu- 
sammenarbeit erfolgen kann. Ich darf daran er- 
innern, daß diese Frage eine der wichtigsten beim 
Symposium der Grenzregionen vor zwei Jahren war. 

Staatssekretär Bonnet erklärt, daß diese Probleme 
zunächst auf nationaler Ebene geprüft und dann in 
Zusammenarbeit zwischen den interessierten Regie- 
rungen gelöst werden müßten. 


T agesordnungspunkt: 

Ergebnisse der Zweiten europäischen 
Umweltschutzministerkonferenz 

(Drucksache 3378) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ahrens 
Fortsetzung der Aussprache 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte mei- 
nen Beitrag mit einem ausdrücklichen Dank an den 
Herrn Kollegen Ahrens beginnen, der uns in einer 
komprimierten Weise einerseits die Ergebnisse der 
Konferenz der Raumordnungsminister referiert und 
andererseits genauso deutlich die Probleme skizziert 
hat, die im Augenblick anstehen und künftig auf uns 
zukommen. Ich habe seinen Bericht gründlich ge- 
lesen und möchte auch andere Kollegen, die ihn 
vielleicht noch nicht so aufmerksam gelesen haben, 
darauf hinweisen und ihnen empfehlen, dieses nach- 
zuholen, 

Wer in seinem eigenen Nationalparlament für 
Fragen der Raumordnung zuständig ist und sich dar- 
über Gedanken macht, wird erneut wie ich gespürt 
haben, wi.e sehr die Raumordnungsfragen schon a 
priori europäische Fragen sind und daß die Dimen- 
sion Raumordnung uns zwangsläufig wie die Dimen- 
sion Bildungspolitik über die Grenzen unseres je- 
weiligen Nationalraums hinausdrängt. Wenn wir 
daraus keine Konsequenzen ziehen, werden wir 
Raumordnung als angewandte Gesellschaftspolitik 
nicht durchsetzen können. 

Aus dieser gesellschaftspolitischen Perspektive er- 
geben sich auch die Ziele, Instrumente, Elemente 
und Kriterien für die Raumordnung. Wenn ich über 
die Ziele der Raumordnung in dem Bericht gelesen 
habe, daß es letztlich um die Verbesserung der 
Lebensqualität geht, so trifft das gleichermaßen für 
alle Regionen auch außerhalb der Staaten des Euro- 
parats zu. Deswegen wird es sicherlich in diesem 
Hause sehr begrüßt werden, daß beispielsweise die 
Jugoslawen jetzt schon und hoffentlich eines Tages 
auch die Rumänen, die Tschechen und die DDR an 
diesen Fachministerkonferenzen teilnehmen. Es dürf- 
ten sich so schnell keine aktuelleren und spezielle- 
ren Fragen wie gerade die Probleme der Raumord- 
nung mit ihrer Auswirkung auf die Gesellschafts- 
politik als originäre Aufgaben des Europarats finden 
lassen. Ich begrüße, daß der Rahmen der EG hierfür 
nicht als relevante Grenze angesehen wird. Trotz- 
dem hoffe ich, da EG-Regionalplanung in ein grö- 
ßeres Raumordnungskonzept eingebunden ist, Herr 
Minister, und daß die Fragen des Regionalfonds 
sobald wie möglich in der EG zur Zufriedenheit der 
Beteiligten und auch derer, die mehr zahlen müssen 
als die anderen, gelöst werden können. Kaum je- 
mand in diesem Hause wird wünschen, daß sich 
diese Entscheidung noch allzulange hinauszieht. 

Im Grundgesetz der Bundesrepublik steht, daß die 
Chancengleichheit das Kriterium für die Erreichung 
einer sozialen und gerechten Demokratie ist. Ich 
frage mich, ob wir damit als Maßstab für Raum- 
ordnungspolitik zu hoch greifen. Sicherlich sollten 
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wir dieses Ziel letztlich erreichen; ich meine aber, 
daß wir schon ein weites Stück vorangekommen 
sind, wenn wir in den europäischen Regionen aus- 
gewogene Lebensverhältnisse geschaffen haben. Je- 
denfalls sollten wir da realistischer sein, wo andere 
große Deklarationen, die kaum zu realisieren sind, 
verabschieden. 

Wir müssen in Europa vor allem in großräumi- 
gen Entwicklungen denken. Sie sind einerseits durch 
eine ungeordnete Verdichtung mit unerwünschten 
Verdichtungsproblemen und andererseits durch den 
in großen ländlichen Regionen stattfindenden Ent- 
leerungsprozeß gekennzeichnet. Die Wanderbewe- 
gung, von der auch der Herr Minister gesprochen 
hat, ist ein Faktum, das wir nicht ohne weiteres aus 
der Welt schaffen können, das wir aber über die 
Schaffung geeigneter Steuerungsinstrumente soweit 
wie möglich in die Öffentliche Hand bekommen müs- 
sen. In Zukunft wird daher entschiedener über die 
möglichen Instrumente und Kooperationsformen 
nachzudenken sein. Ich glaube, daß die Konferenzen 
der europäischen Raumordnungsminister wichtige 
Voraussetzungen für die Erarbeitung gemeinsamer 
Elemente und Kriterien in einem gesellschaftspoliti- 
schen Bezugsfeld bieten. Noch ist das nach meiner 
Auffassung nicht präzise genug geschehen. 

Es geht doch darum, daß wir an diesem Punkt — 
wie auch im Zusammenhang mit der Gemeinschafts- 
aufgabe Erziehungspolitik - — ■ die Bedeutung des 
Europarats dokumentieren. Und wir stellen fest, daß 
die Entwicklung der letzten Jahre unseren Zielen 
nicht gerade dienlich gewesen ist. Es geht daher auch 
in diesem Zusammenhang darum, die originären 
Aufgaben des Europarats zu pointieren. 

Ich möchte meine Ausführungen mit dem Dank an 
den Herrn Berichterstatter und den französischen 
Minister schließen und die Bitte anschließen, daß wir 
Raumordnungsfragen in Zukunft nicht nur als Auf- 
gabe der Minister, sondern in dem angesprochenen 
Sinne als eine Angelegenheit der ganzen Beraten- 
den Versammlung begreifen, um mehr Lebensquali- 
tät in einem weiter über die Neun und Siebzehn 
hinausgreifenden Europa zu verwirklichen. 


Dr. AhrenSr Berichterstatter, (SPD): Herr Präsi- 
dent! Ich bin dem Herrn Minister besonders dank- 
bar für die Mitteilung, daß die Konferenz in La 
Grande Motte und die Zusammenarbeit zwischen 
den europäischen Rauinordnungsministern, die sich 
nicht nur bei der Konferenz äußert, sondern auch 
durch die ständigen Kontakte zwischen den leiten- 
den Beamten, hier in Frankreich in der Planung be- 
reits Früchte getragen hat. 

Die Probleme der Bergregionen haben dieses Haus 
wiederholt beschäftigt, ebenso das Problem der 
Grenzregionen. Es hat uns mit der Tatsache konfron- 
tiert, daß durch Lasten der Vergangenheit Gebiete 
im Herzen Europas noch heute wirtschaftlich, sozial 
und oft auch kulturell unterentwickelt sind. Es sollte 
eine der vornehmsten Aufgaben Europas sein, diese 
Fehlentscheidungen der Vergangenheit bald zu kor- 
rigieren. 


Ebenso erfreut bin ich über die Mitteilung, daß 
sich die französische Regierung auch der Proble- 
matik der Berggebiete annehmen wird. Auch hier 
hat sich die Beratende Versammlung seinerzeit 
unter der Federführung des Landwirtschaftsaus- 
schusses mit einem Teil dieser Problematik bereits 
beschäftigt. 

Auch die Anregung, die Raumordnungsminister- 
konferenz möge den Kontakt zur Verkehrsminister- 
konferenz ausbauen und vertiefen, halte ich für 
richtig. Ich meine, darüber hinaus müßten Kontakte 
zwischen der Raumordnungsministerkonferenz und 
etwa auch den Wirtschaftsministern unserer Staaten 
intensiviert werden. 

Herr Minister, es geht heute überall um die Frage 
der Stärkung der Wirtschaftskraft, der Schaffung 
zusätzlicher Arbeitsplätze. Das ist sicherlich für viele 
Räume unseres Kontinents das Problem. Wir 
müssen aber dafür sorgen, daß uns dieses Problem 
nicht den Blick dafür verstellt, daß wir diese Ge- 
biete nicht für ihre anderen Zwecke entwerten dür- 
fen. Es handelt sich bei diesen Gebieten vielfach 
um Erholungsräume für unsere großstädtische Be- 
völkerung. 

Sie, Herr Minister, haben auf die Notwendigkeit 
einer gleichgewichtigen, einer ausgewogenen Ent- 
wicklung hingewiesen. Ich habe in meinem schrift- 
lichen Bericht zum Ausdruck gebracht, daß dies ins- 
besondere der Tenor von Minister Guichard war. 
Es geht hier einmal um die Ausgewogenheit zwi- 
schen den städtischen Räumen und den ländlichen 
Gebieten. Einige dieser städtischen Räume kommen 
wegen ihrer Bevölkerungsdichte und ihrer Verkehrs- 
probleme auch in unserem Kontinent schon an die 
Grenzen der Beherrschbarkeit. Außerhalb unseres 
Kontinents haben etliche Städte und städtische Zu- 
sammenballungen diese Grenzen offensichtlich schon 
überschritten. Die ländlichen Gebiete müssen in den 
Stand versetzt werden, ihrer Bevölkerung und ihren 
Bürgern dasselbe zu geben, was die Menschen in 
städtischen Lebensräumen verlangen können. Es geht 
aber auch um eine Ausgewogenheit zwischen den 
reichen und den armen Regionen. Das ist nicht nur 
ein Problem des Regionalfonds, sondern es muß 
auch eines der europäischen Raumordnung sein. 

Dem Kollegen Schwencke bin ich für den Hinweis 
auf die politischen Aspekte der Raumordnung dank- 
bar. Ich freue mich auch darüber, daß er meine Auf- 
fassung von der Rolle des Europarates im Bereich 
der europäischen Raumordnung teilt. 

Für besonders wichtig halte ich seinen Hinweis 
auf die in unserem Land geltende Vorschrift, daß 
oberstes Gebot der Raumordnung das Gebot der 
Chancengleichheit für die Teilräume unseres Lan- 
des und für alle Menschen unseres Staates sein 
solle. Ich meine, daß diese Forderung der Chancen- 
gleichheit in etwa dem entspricht, was als Ausge- 
wogenheit und als gleichgewichtige Entwicklung von 
französischer Seite gefordert wurde. 

Herr Kollege Weber hat auf die Probleme der 
Berggebiete hingewiesen. In diesen Berggebieten 
stehen wir in dem Dilemma zwischen der hemmungs- 
losen Kommerzialisierung der Erholungslandschaft 
auf der einen Seite und der Abwanderung der Be- 
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völkerung auf der anderen Seite. Beide Entwick- 
lungen sind geeignet, über kurz oder lang den 
Erholungswert dieser Landschaft zu zerstören. 

Die Schwierigkeit und das eigentliche Problem 
bestehen nun darin, den Menschen, die in diesen 
Gebieten wohnen, gleiche Chancen zu geben, sie 
aber auch in ihrer Heimat zu halten, ohne daß man 
etwa Arbeitsplätze oder Verkehrsbauten schafft, die 
den Erholungswert dieser Gegenden zerstören. Wir 
werden uns mit diesem Problem insbesondere in 
dem Bericht, den wir, Herr Weber und ich, dem- 
nächst der Versammlung vorzulegen haben, aus- 
einandersetzen. 

Ich darf dem Herrn Minister und allen Kollegen, 
die Stellung genommen haben, sehr herzlich dan- 
ken. Mein Dank gilt auch dem Sekretariat, das an 
der Vorbereitung und an der Ausarbeitung des Be- 
richtes maßgeblich beteiligt war. 


Tagesordnungspunkt : 

Durchführung eines europäischen Kolloqiums 
über den Schutz der Süßwasservorräte 

(Drucksache 3379) 

Berichterstatter: Abgeordneter Radius 


Tagesordnungspunkt : 

Petitionen an die Beratende Versammlung 

(Drucksache 3378) 

Berichterstatter: Abgeordneter Grieve 

Tagesordnungspunkt: 

Probleme der übermäßigen Ausbeutung der 
Fischgründe und Maßnahmen zu ihrer Erhaltung 

(Drucksache 3376) 

Berichterstatter:Abgeordneter van Hoeylandt 

Marquardt (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich hatte die Ehre, bereits in der letz- 
ten Sitzungswoche als Berichterstatter des Land- 
wirtschaftsausschusses zu den Empfehlungen der 
Dritten Seerechtskonferenz auf den heute vorliegen- 
den Bericht hinweisen zu können, ihn anzukündigen 
und darüber hinaus auf seine Wichtigkeit aufmerk- 
sam zu machen. Es ist ein guter Bericht geworden, 
der alle Elemente enthält, die für die Probleme des 
Over-Fishing von Bedeutung sind. Ich möchte auch 
meinerseits dem Berichterstatter sehr danken und 
ihm sagen, daß wir mit seinen Darlegungen voll 
einverstanden sind. Das ermöglicht es mir, nur auf 
zwei Teilbereiche unterstützend bzw. ergänzend ein- 
zugehen. 

Meines Erachtens ist nicht der technologische Fort- 
schritt im Fischfang der entscheidende Faktor für 
die aufgekommenen Probleme. Ich meine vielmehr, 
daß der extensive Einsatz einer Überkapazität, und 


zwar einer zum Teil durch nationale Subventionen 
geförderten Überkapazität, die Hauptursache für die 
Ausbeutung der Fischbestände ist. Beispielsweise 
hat auch die Bundesrepublik Deutschland ihre Hoch- 
seeflotte umgerüstet und modernisiert, sie hat aber 
gleichzeitig die Zahl der Trawler erheblich gesenkt. 
Durch die Umrüstung ist nun nicht etwa die Aus- 
beutung verstärkt worden; die Fangmengen sind 
vielmehr zurückgegangen. 

Als zweite wesentliche Ursache sehe ich den 
Umstand an, daß auch im Nordatlantik immer mehr 
Konsumfische für die Fischmehlverarbeitung gefan- 
gen werden. Die dabei geübte Praxis ist meines 
Erachtens kaum noch zu verantworten und wird zu- 
nehmend unerträglicher, weil insbesondere diese 
Art des Fischens zur Vernichtung von Jungfisch- 
beständen führt, wo nichts wiedergutzumachen ist. 
— ■ Dies nur als Anmerkung zum Bericht, dem ich, 
wie gesagt, voll zustimme. 

Noch einige Worte zur Empfehlung selbst, der 
ich auch zustimme, obgleich ich sagen muß, daß 
ich einige Zweifel an einer baldigen Realisierung 
der Vorhaben habe. Von meinem Vorredner ist zu- 
treffend gesagt worden, daß wir zu einer verbind- 
lichen und zu einer kontrollierten Quotenregelung 
in der Hochseefischerei kommen müssen. Ich möchte 
ausdrücklich dafür danken, daß die Kommissionen 
ICNAF und NEAFC wenigstens erste Ansätze in 
dieser Richtung zustande gebracht haben. 

Wie schwierig die Verständigung insbesondere 
auf kontrollierte Quoten ist, beweist der immer noch 
bestehende Fischereistreit mit Island, auch wenn er 
hinsichtlich Großbritanniens zur Beruhigung ge- 
bracht werden konnte. Ich kann versichern, daß das 
Parlament und die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland nach wie vor zu vernunftgemäßen Kom- 
promissen bereit sind. Ich möchte an alle Kollegen 
appellieren, insbesondere an die isländischen, auch 
ihren Beitrag dazu zu leisten, daß das Problem um 
Island einer langfristigen Regelung zugeführt wer- 
den kann. 

Mein Appell an alle gilt auch für den Sektor der 
Fischereiforschung. Auch da müssen wir von natio- 
nalen Egoismen weg und zu mehr internationaler 
Kooperation kommen. Wir haben in der Bundes- 
republik im Haushalt 1974 zusätzliche Haushalts- 
mittel eingesetzt, um gerade im Bereich der Fische- 
reiforschung unseren Beitrag zu leisten. Ich hoffe, 
das ganze Hohe Haus wird mir in diese Richtung 
folgen. 

T agesordnungspunkt : 

Europäischer öffentlicher Dienst 

(Drucksache 3381) 

Berichterstatter: Abgeordneter Page 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Auch ich möchte dem Bericht- 
erstatter, dem Kollegen Page, und dem Kollegen 
Piket für seine Stellungnahme zu dem Bericht sehr 
herzlich danken. Es ist eine wichtige Arbeit, die hier 
geleistet worden ist, und ich kann mich dem Wunsch 
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nur anschließen, die Fortführung dieser Arbeit möge 
nicht so lange dauern wie die Fertigstellung des Be- 
richtes, die wir in der Unterkommission für euro- 
päisches Beamtenrecht in den letzten Jahren leidvoll 
miterlebt haben. 

Die Tätigkeit eines europäischen Beamten findet 
in besonderem Maße in einem Spannungsfeld statt. 
Es ist wie jede ähnliche Tätigkeit auf nationalem 
Gebiet meistens eine Tätigkeit mit eminent poli- 
tischer Außenwirkung, und dazu kommen dann noch 
die verschiedenen Nationalitäten mit allem, was 
dazugehört. Wir wissen, wie leicht hier das Image 
des europäischen Beamten in ein besonderes Licht 
geraten kann. Viele von Ihnen kennen jene Satire 
über die Eigenschaften des europäischen Beamten, 
dem luxemburgischer Weitblick, holländisches Zart- 
gefühl, französische Bescheidenheit, italienische Zu- 
verlässigkeit und preußischer Charme attestiert wer- 
den; man kann an dieser Stelle nur bedauern, daß 
die anderen Nationen hier nicht auch mit guten 
Eigenschaften erwähnt sind. 

Aber gerade weil das so ist, sollten wir, meine ich, 
nicht in die Gefahr geraten — ■ der Kollege Voogd 
hat soeben sehr ausführlich davon gesprochen — , 
das Ideal des europäischen Beamten in einem poli- 
tischen Neutrum zu sehen. Wir wollen politisch le- 
bendige und interessierte Beamte haben. Das be- 
deutet, daß sie natürlich auf jeden Fall von den 
Menschenrechten der Menschenrechtskonvention — 
hier also insbesondere von der Meinungsfreiheit und 
der Versammlungsfreiheit — Gebrauch machen kön- 
nen, natürlich mit der gebotenen Zurückhaltung, wie 
sie dem Beamten einer solchen Institution im Zu- 
sammenhang mit seinem Amt angemessen ist, aber 
ohne Bevormundung durch die Verwaltung. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das 
zweite, was ich gern sagen möchte, bezieht sich auf 
die Mitwirkung unserer Beamten in der Personal- 
Vertretung. Ich habe mit Befriedigung gehört, daß 
sich die Personalvertretung nach dem Bericht einiger- 
maßen zufrieden mit dem jetzigen Zustand erklärt 
haben soll. Nun meine ich allerdings, daß auch hier 
das alte Wort gilt, daß das Bessere des Guten Feind 
ist. Ich möchte auch davon ausgehen, daß sicherlich 
aus der Sicht unseres Personals für die Gestaltung 
der Mitwirkungsrechte hier in diesem Hause noch 
manches zu wünschen übrigbleibt, und ich möchte 
alle Beteiligten dazu aufrufen, darüber nachzuden- 
ken, wie man hier noch zu Verbesserungen kommen 
kann. 

Dritte Bemerkung! Hier ist schon über die Befug- 
nisse des Berufungsausschusses in Personalsachen 

gesprochen worden. Ich halte eine Verbesserung und 
Erweiterung dieser Befugnisse für eine sehr wich- 
tige Angelegenheit. Wir alle wissen von anderen 
Gebieten, daß für den Rechtsstaat insbesondere die 
Möglichkeit der wirksamen Nachprüfung einer Ent- 
scheidung in besonderem Maße kennzeichnend ist. 
Dies muß auch für unser Verfahren in Personal- 
sachen gelten. Es darf keine endgültigen Entschei- 
dungen durch eine Verwaltungsinstanz geben, die 
nicht von einer weiteren Instanz wirksam nach- 
geprüft werden können. Ich würde mich freuen, 
wenn diese Instanz — ich will mich vorsichtig aus- 


drücken — so gerichtsähnlich wie möglich ausge- 
staltet wäre. 

Eine letzte Bemerkung! Institutionen wie der 
Europarat sind hinsichtlich ihres Personals in ähn- 
licher Lage — - sagen wir einmal — wie die Gewerk- 
schaften, die auch Angestellte haben, und die Kir- 
chen. Sie müssen es sich gefallen lassen, daß an die 
Arbeitsbedingungen, die sie gewähren, besondere 
Anforderungen gestellt werden. Hier gilt das alte 
englische Sprichwort: Charity begins at home. Das 
heißt, wir müssen anfangen, hier, soweit noch 
etwas zu wünschen übrigbleibt, möglichst wirksam 
nach dem Rechten zu sehen. 

Ich möchte hoffen, Herr Präsident, daß die Über- 
einstimmung der Verwaltung mit diesem Bericht, 
von der der Berichterstatter gesprochen hat — ich 
habe keinen Anlaß, daran zu zweifeln — , nicht nur 
eine Übereinstimmung in Worten ist, sondern eine 
solche, der sehr bald die Ausführung dessen folgt, 
was in diesem Bericht vorgeschlagen wird. 


Mittwoch, 23. Januar 1974 

Tagesordnungspunkt : 

Bericht des Generalsekretärs der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung über die Tätigkeit der OECD 
im Jahre 1972 

(Drucksachen 3312, 3372, 3390 und 3380) 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Roper für den Wirtschaftsaus- 
schuß 

Abgeordnete Frau Dr. Wolf für den Sozial- 
ausschuß 

Abgeordneter Osborn für den Wissenschafts- 
ausschuß 

Abgeordnete Dame Joan Vickers für den Kom- 
munalausschuß 

Ansprache des Generalsekretärs der OECD, Jonk- 
heer van Lennep 


Blumenfeld (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
kehre nun doch noch einmal zur Frage des Öls zu- 
rück und möchte Herrn van Lennep — dem ich für 
seine sehr interessanten Ausführungen danke — die 
Frage stellen, ob er angesichts der Tatsache, daß der 
Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft versucht 
hat, die Ölkrise zu beheben, allerdings nur mit dem 
Erfolg, daß die einzelnen Mitgliedsländer ihre eige- 
nen Wege gegangen sind und sich dabei manchmal 
in die Quere gekommen sind — jedenfalls keine 
gemeinsame Lösung gefunden haben — , angesichts 
der Tatsache, daß am 11. Februar in Washington auf 
Einladung des amerikanischen Präsidenten eine Kon- 
ferenz zwischen ölproduzierenden und ölverbrau- 
chenden Ländern stattfindet, angesichts der Tatsache, 
daß die französische Regierung gemeint hat, vor- 


15 



Drucksache 7/1701 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


schlagen zu sollen, daß diese ganze Frage im Rah- 
men der Vereinten Nationen gelöst werden sollte 
— wobei ich mir die Frage stelle, wieso ein solcher 
Vorschlag überhaupt gemacht werden konnte — , 
und angesichts der Tatsache, daß die OECD, ihre 
Organisation, mit ihrer Energiegruppe und ihrer 
Energiekommission im vergangenen Jahrzehnt eine 
recht segensreiche Tätigkeit ausgeübt hat, nicht 
meint, daß es ebenso segensreich gewesen ist und 
noch ist, daß wir nach wie vor die nationalen wie 
die multinationalen Ölgesellschaften haben, die da- 
für sorgen, daß die Ölkrise als solche nicht Propor- 
tionen angenommen hat und annimmt, wie sie vor 
einigen Monaten noch befürchtet wurden. 

Ich will damit sagen: Können Sie mit mir darin 
übereinstimmen, daß es sicherlich falsch wäre, die 
Administration der Ware öl nunmehr von den Ge- 
sellschaften auf die Regierung zu verlagern? Da gibt 
es ja einige Intentionen. 

Unter Bezugnahme auf die eben von unserem ka- 
nadischen Kollegen Lambert gestellte Frage möchte 
ich Sie noch fragen: Herr Generalsekretär, von wel- 
cher internationalen Organisation wird die sicher- 
lich noch viel schwierigere Frage des Ausgleichs der 
Zahlungsbilanzen — das Problem, das monetäre 
Equilibrium in der Welt angesichts der Entwicklung 
beim öl wiederherzustellen — gelöst, nachdem der 
„Club of Rome" in seiner letzten Sitzung deutlich 
erklärt hat, aus seiner Sicht könnten für die näch- 
sten zwei Jahre die monetären und Währungsfragen 
nicht gelöst werden? 

Generalsekretär van Lennep erklärt, daß die inter- 
nationalen ölgesellschaften während der letzten 
Monate mit den ihnen eigenen Möglichkeiten eine 
ausreichende Ölversorgung sichergestellt hätten. Bei 
der Frage des Ausgleichs der Zahlungsbilanz müsse 
man unterscheiden zwischen der Reform des inter- 
nationalen Währungssystems und der Ansicht des 
Ausschusses der Zwanzig, daß das jetzt geltende Sy- 
stem zur Zeit das beste, nicht aber auch der Weg 
für die Zukunft sei. Zur Zeit sei es nicht zweckdien- 
lich, darüber zu befinden, wie das System in künfti- 
gen Perioden arbeiten solle. Man dürfe auf keinen 
Fall vergessen, daß die Entscheidung über die Re- 
form des internationalen Währungssystems den 
Zwang zur internationalen Zusammenarbeit in Fra- 
gen des Zahlungsausgleichs, der Austauschraten 
usw. nicht vermindere, sondern eher verstärke. Ge- 
rade dafür setze sich die OECD in Hinblick auf die 
Industrieländer äußerst tatkräftig ein, weil insbe- 
sondere in diesen Ländern Instabilität entstehen 
könne und Stabilität erhalten werden müsse. 

Frau Dr. Wolf (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir haben bisher viel 
über die Auswirkungen der Ölkrise gehört, deren 
Einfluß auf den Arbeitsmarkt sicher auch für die 
OECD ein wichtiges Arbeitsthema sein wird. Ge- 
statten Sie mir aber, noch einmal auf den uns vor- 
liegenden Bericht aus dem Jahre 1972 zurückzu- 
gehen. 

Wie auf anderen Gebieten haben sich auch im 
Bereich der Arbeits- und Sozialfragen die Tätigkeit 
der OECD und die des Europarates ergänzt. Das 


gilt z. B. für die Untersuchungen über das Arbeits- 
ieben und die gleitende Arbeitszeit in bezug auf 
den täglichen Ablauf wie auf das gesamte Leben. 
Die Phasen der Ausbildung, der Berufsausübung 
und der Rentenzeit folgen heute nicht wie früher 
als getrennte Blöcke aufeinander, sondern die bei- 
den ersten können sich im Hinblick auf den lebens- 
langen Lernprozeß immer wieder abwechseln. Auch 
das Studium der Wanderungsbewegungen in den 
Ländern des Europarates und ihrer Auswirkung auf 
Herkunfts- wie Aufnahmeländer wird sowohl von 
der OECD wie vom Europarat wahrgenommen. 

Als besonders wichtig ist für unsere Kommission 
die Tätigkeit einer eigenen Arbeitsgruppe der OECD 
anzusehen, die gemeinsame Indikatoren für die 
soziale Entwicklung in verschiedenen Ländern er- 
arbeitet und damit die Herstellung von vergleich- 
baren Sozialberichten der einzelnen Länder und 
eines gemeinsamen Sozialberichts möglich macht. Im 
Bericht der OECD für das Jahr 1972 wird fest- 
gestellt, daß inzwischen Einigkeit über 24 besonders 
wichtige Sozialindikatoren erreicht wurde. 

In diesem Zusammenhang möchte ich Ihre Auf- 
merksamkeit darauf richten, daß die Erarbeitung 
dieser Sozialindikatoren als Element vergleichbarer 
Sozialberichte bereits im September 1972 Gegen- 
stand der Erörterung in dieser Versammlung war. 
Damals begründete mein Kollege Roser die Aufgabe 
des Europarates, solche Sozialberichte zu erarbeiten, 
um die notwendige Zusammenarbeit auf diesem 
Gebiete zu erleichtern und damit einem Bedürfnis 
von entscheidender Bedeutung für die Zukunft 
nachzukommen. Das Ergebnis der Beratung war die 
Empfehlung 685/72 an den Ministerrat. 

Ich darf auch daran erinnern, daß Herr van Len- 
nep in der Diskussion diese Resolution 685 beson- 
ders begrüßt hat. Um so enttäuschender muß es 
sein, daß durch den Ministerrat bisher keine prak- 
tischen Folgerungen gezogen wurden, wenn er auch 
die grundsätzliche Bedeutung dieser Resolution an- 
erkannt hat. Der Ministerrat hat gemeint, daß auf 
der einen Seite bereits von einigen Staaten solche 
Sozialberichte erarbeitet werden und daß auf der 
anderen Seite die Schwierigkeit, vergleichbare sta- 
tistische Angaben zu erhalten, gegen die Ausarbei- 
tung solcher vergleichbaren Berichte spricht. Außer- 
dem hat er darauf hingewiesen, daß sich internatio- 
nale Organisationen wie eben die OECD mit die- 
sen Fragen beschäftigen, und hat beschlossen, die 
Entwicklung weiter zu beobachten, ohne die Chance 
wahrzunehmen, hier einen entscheidenden Beitrag 
zum Zusammenwachsen Europas zu leisten. 

Nach der Überzeugung unserer Kommission sind 
solche vergleichbaren Berichte notwendig, nicht nur 
um die Tatsachen der sozialen Entwicklung in den 
einzelnen Ländern besser kennenzulernen und die 
Zusammenarbeit bei allen landesüberschreitenden 
Maßnahmen zu erleichtern, sondern auch um die 
gesamte soziale Entwicklung besser planen und die 
einzelnen Maßnahmen aufeinander abstimmen zu 
können. Wir könnnen damit rechnen, daß z. B. die 
Veränderung und notwendige Humanisierung des 
Arbeitslebens einen erheblichen Einfluß auf die 
Sozialleistungen haben wird. 
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Nach meiner Überzeugung kann diese wichtige 
Aufgabe auch nicht der OECD zugewiesen werden, 
weil sich diese, wie wir heute alle überzeugend 
dargelegt bekommen haben, primär mit der wirt- 
schaftlichen Zusammenarbeit und Entwicklung be- 
schäftigt und ihre Tätigkeit auf dem sozialen Gebiet 
nicht so umfassend wie die des Europarates sein 
kann. 

Darüber hinaus ist die Zuständigkeit des Europa- 
rates auf diesem Gebiet durch die Europäische So- 
zialcharta gegeben, die in den meisten Mitglieds- 
ländern bereits geltendes Recht ist. Sie setzt nicht 
nur einen programmatischen Rahmen für die Tätig- 
keit der Mitgliedsländer auf sozialem Gebiet, son- 
dern legt im Detail fest, wie etwa bei der Gewähr- 
leistung gerechter Arbeitsbedingungen zu verfahren 
ist. Mit der Sozialcharta haben wir ein gutes Instru- 
ment für die Planung und Abstimmung der sozialen 
Entwicklung in Händen. 

Unter Berücksichtigung dieser Gründe hat unsere 
Vorsitzende, Fräulein Bergegren, im Namen der 
Kommission den Ihnen vorliegenden ersten Ände- 
rungsantrag zu der Resolution vorgelegt, der ge- 
stern noch ergänzt worden ist, damit die Empfeh- 
lung 685 möglichst bald doch noch in die Praxis um- 
gesetzt wird. Ich bitte Sie, dieser Erweiterung der 
Resolution zuzustimmen. 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehr- 
ten Damen und Herren! Liebe Kollegen! Zunächst 
einmal möchte ich ein Wort der Anerkennung für 
die brillante Art und Weise aussprechen, mit der 
unser britischer Kollege .John Osborn den wissen- 
schaftlichen Teil in die gesamte OECD-Diskussion 
eingebettet hat. Ich habe mich auch gefreut, daß zwei 
Kollegen aus dem Ausschuß, Herr de Bruyn und 
Herr de Niet, ihn unterstützt haben. 

Ich darf als Vorsitzender des Ausschusses für Wis- 
senschaft und Technologie sagen, daß dieser Aus- 
schuß ganz besonders dafür dankbar war, in dem 
kanadischen Papier die Feststellung zu finden, daß 
Kanada Beziehungen mit Westeuropa auf dem Ge- 
biet von Wissenschaft und Technologie für außer- 
ordentlich notwendig hält. 

In diesem kanadischen Papier wird besonders 
einer der Vorschläge der dritten Konferenz „Wissen- 
schaft und Parlament", die im April 1972 in Lausanne 
stattfand, erwähnt. Dieser Vorschlag forderte dazu 
auf, daß wir auf einer internationalen Basis einen 
wissenschaftlichen und technologischen Mechanis- 
mus für regelmäßige persönliche Kontakte und für 
den Austausch zwischen Parlamentariern in bezug 
auf die nationalen und internationalen Wissen- 
schaftspolitiken schaffen und einen wirksamen in- 
ternationalen Fluß von Informationen über die Wis- 
senschaftspolitik auf parlamentarischer Ebene för- 
dern. 

Es wird Sie interessieren zu erfahren, daß, als 
eine Folge der Konferenz von Lausanne, diese Ver- 
sammlung im Oktober 1972 die Empfehlung 678, die 
diesen Vorschlag unterstützte, angenommen hat. Je- 
doch wurde bis jetzt keine förmliche Vereinigung 
geschaffen; noch haben wir erst begonnen, an dem 


gesetzlichen und institutionellen Charakter einer 
solchen Vereinigung zu arbeiten. 

Tatsächlich jedoch ist schon einiges geschehen. Der 
Ausschuß für Wissenschaft und Technologie hat, um 
die vierte Konferenz „Wissenschaft und Parlament" 
vorzubereiten, einen Organisationsausschuß einge- 
setzt. Dieser Ausschuß besteht aus erfahrenen Par- 
lamentariern und Wissenschaftlern. Im Septem- 
ber vergangenen Jahres organisierte dieser Aus- 
schuß ein Kolloquium hier in Straßburg, das unter 
dem Thema „Wissenschaft und decision making 
machinery" stand. An diesem Kolloquium nahmen 
insgesamt 45 Parlamentarier und eine große Zahl 
von Wissenschaftlern und Leitern von wissenschaft- 
lichen Instituten in Europa teil. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Technologie 
ist fest davon überzeugt, daß es ein großer Fort- 
schritt wäre, wenn sich auch kanadische Parlamen- 
tarier an der Arbeit dieses Organisationsausschus- 
ses beteiligen würden. Von amerikanischer Seite 
sind die Kongreßabgeordneten Symington und 
Mosher bereits Mitglieder dieses Ausschusses, und 
beide haben die dritte Konferenz in Lausanne ent- 
scheidend mit beeinflußt. Unser Ausschuß hat in sei- 
ner Sitzung am Montag dieser Woche beschlossen, 
sie zu bitten, nachdem sie hierüber miteinander ge- 
sprochen haben, die Möglichkeit zu erwägen, einen 
kanadischen Abgeordneten zu benennen, der in die- 
sem Ausschuß ständig mitarbeiten sollte. 

Außerdem haben Kontakte zwischen Parlamenta- 
riern und Wissenschaftlern in einem anderen Or- 
gan des Ausschusses für Wissenschaft und Techno- 
logie stattgefunden. Dieses Organ ist der Gemein- 
same Ausschuß für wissenschaftliche Zusammenar- 
beit in Europa, der in wenigen Minuten erneut Zu- 
sammentritt. Diesem Gemeinsamen Ausschuß gehö- 
ren zum gegenwärtigen Zeitpunkt etwa zehn Parla- 
mentarier zusammen mit Wissenschaftlern aus eini- 
gen spezifischen Arbeitsgruppen an, die der Aus- 
schuß eingesetzt hat. Amerikanische und kanadische 
Wissenschaftler sind Mitglieder einiger dieser Ar- 
beitsgruppen. Diese Arbeitsgruppen befassen sich 
unter anderem mit Geodynamik, mit Raumfahrtbio- 
physik, Polarforschung, Raumfahrtphysiologie und 
Raumfahrtmedizin. Wir würden es ebenso froh be- 
grüßen, wenn sie die Möglichkeit erwögen, auch für 
diesen Ausschuß einen Abgeordneten zu benennen. 
Bisher haben wir keinen förmlichen Schritt unter- 
nommen, um eine internationale Vereinigung zu 
schaffen. 

Erwähnt werden sollte auch, daß in der Empfeh- 
lung 678 der Versammlung festgestellt wird, daß 
eine solche Vereinigung vorzugsweise im Rahmen 
des Europarates geschaffen werden sollte. Diese For- 
mulierung „im Rahmen des Europarates" wurde ge- 
wählt, um zu unterstreichen, daß wir es nicht wün- 
schen, daß sich eine solche Vereinigung auf die Ge- 
meinschaft der Neun beschränkt. Ich denke, die Mit- 
glieder der Versammlung stimmen mit mir darin 
überein, daß eine solche Vereinigung auf möglichst 
viele Länder mit gemeinsamen Interessen, also auch 
auf Kanada und Amerika ausgedehnt werden sollte. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch daran 
erinnern, daß der parlamentarische Apparat unserer 
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Versammlung nach unserer Meinung gleichzeitig 
flexibel und institutionell genug ist, um den ge- 
wünschten Rahmen für die Organisation zu bieten, 
in der Wissenschaftler und Parlamentarier Begeg- 
nungsmöglichkeiten haben. 

Heute ist es nun leider noch nicht möglich, kon- 
krete Vorschläge zum Rahmen, zur Finanzierung, 
zur Rechtslage und der Art der vorgeschlagenen in- 
ternationalen Vereinigung von Parlamentariern und 
Wissenschaftlern anzubieten, aber ich bin davon 
überzeugt, daß wir schon auf einer der nächsten vor- 
bereitenden Sitzungen für die vierte Konferenz 
„Wissenschaft und Parlament" derartige Überlegun- 
gen in unsere Erwägungen mit einbeziehen müßten. 
Ich wäre dankbar, wenn sich unsere Freunde und 
Kollegen aus Amerika und Kanada zu dieser Anre- 
gung noch äußern würden. Wir würden von ihrer 
Mitarbeit in diesem Gremium sehr viel profitieren. 


Donnerstag 24. Januar 1974 

Tagesordnungspunkt : 

Politische Zusammenarbeit 
zwischen den Staaten Westeuropas 
Allgemeine Politik des Europarates 

(Drucksache 3387) 

Berichterstatter: Abgeordneter Hofer 

Kahn-Ackermann (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Unser 
Kontinent hat ein gefährliches Jahr hinter sich. 
Noch ein solches Jahr durch nicht erfüllbare Gipfel- 
schwüre beschönigter Rückfälle in die politische Un- 
fähigkeit zu gemeinsamem Handeln wird unaus- 
löschliche Narben in unserer politischen Landschaft 
hinterlassen. Der schwachen Hoffnung nach dem Pa- 
riser Gipfeltreffen auf eine organische und ge- 
plante Aufbauphase in der Europäischen Gemein- 
schaft folgte eine Gipfelkonferenz in Kopenhagen, 
die keine eindeutigen Entscheidungen zur Stärkung 
der bestehenden Gemeinschaftseinrichtungen, son- 
dern eher deren weitere institutioneile Schwächung 
und einen weiteren Rückschritt zu nationalen Vor- 
behalten gebracht hat. Die Verwirklichung erster 
Phasen der Wirtschafts- und Währungsunion ist 
wieder in die Ferne gerückt. 

Dies alles ist nicht die Folge des letzten Nahost- 
Krieges und des verteuerten Öls. Beides hat nur 
sichtbar gemacht, was Zeiten der Hochkonjunktur in 
Europa für manche Betrachter verdeckt haben, daß 
nämlich die unvollkommenen Einrichtungen der 
Europäischen Gemeinschaft Krisen nicht gewachsen 
sind. Wenn sich die Regierungen nicht dazu durch- 
ringen oder ihre Parlamente sie nicht dazu zwin- 
gen, wenigstens für bestimmte Bereiche zu den ur- 
sprünglich vertraglich vereinbarten Mehrheits- 
entscheidungen im Ministerrat zurückzukehren, wer- 


den die in Paris und Kopenhagen vereinbarten Aus- 
baustufen schwer zu verwirklichen sein. 

Dasselbe gilt für die Befugnisse des Europäischen 
Parlaments. Wenn in einer von parlamentarisch- 
demokratischen Prinzipien bestimmten Wirtschafts- 
allianz das eigentliche Organ zur Kompromißfindung 
und zur Kontrolle in seinen wichtigsten Bereichen 
an der Ausübung seiner Funktionen gehindert wird, 
müssen zwangsläufig die Allianz desintegrierende, 
auch an zweitrangigen Interessen orientierte Ent- 
scheidungsprozesse in den einzelnen Administratio- 
nen Platz greifen. 

Diese Versammlung hat lange die gefährliche 
innere Entwicklung in der Europäischen Gemein- 
schaft mit Zurückhaltung kommentiert. Sie hat mit 
Besorgnis zur Kenntnis genommen, daß zunehmend 
unter den Neun Entscheidungen getroffen worden 
sind, die auch weite Bereiche des Europarates be- 
treffen, ohne daß die acht übrigen Partner ausrei- 
chend konsultiert worden sind. Wir haben auch zur 
Kenntnis genommen, daß zwischen der Europä- 
ischen Gemeinschaft und dem Rat vereinbarte Ko- 
operationsmechanismen nicht voll angewendet oder 
gar nicht angewendet werden. Wir sollten nicht 
hinnehmen, daß zwischen der Gemeinschaft und 
dem Europarat bestehendes Recht durch Nicht- 
anwendung ausgehöhlt wird. 

Die Mitglieder der Beratenden Versammlung 
haben recht, wenn sie mit der Resolutionsempfeh- 
lung, die am Ende dieser Debatte steht, mit höf- 
lichen Worten den Außenministern empfehlen, die 
im Statut des Rates festgehaltenen politischen Rechte 
der Versammlung besser zu achten und zu nutzen. 
Man kann wirklich nicht sagen, daß die Einrichtung 
des Europarates zur Förderung der Kooperation in 
Europa ausreichend und vorausschauend von den 
Mitgliedsregierungen genutzt wurde. Die jetzige 
schwere Krise in der Europäischen Gemeinschaft 
zeigt mit Deutlichkeit, daß die Einrichtungen und 
Organe der Europäischen Gemeinschaft politisch zu 
schwach sind, das gesetzte Ziel der Europäischen 
Union, geschweige denn ihre im Römischen Vertrag 
vereinbarten Vorstufen zu erreichen. 

Natürlich findet jedes Mitglied Gründe, um die 
von ihm verursachten offensichtlichen Mängel bei 
notwendigen solidarischen Entscheidungen unter 
den Neun zu entschuldigen. Wir sollten diese 
Gründe jedoch keineswegs mit staatsmännischer 
Gelassenheit hinnehmen. Natürlich gibt es Gründe, 
warum einige der Verantwortlichen in Europa die 
Signale aus den USA zu einer ehrlicheren, realisti- 
scheren Kooperation mit Europa nicht hören wollen. 
Aber wir haben auch aus anderen Regionen dieser 
Welt Signale erhalten, daß angesichts der anstehen- 
den Probleme andere Regionen dieser Welt lieber 
mit einem größeren Europa, statt mit neun oder 
siebzehn Einzelstaaten verhandeln. Wenn wir in 
der Mehrheit davon überzeugt sind, daß die von 
einigen behaupteten Gründe für die Nichtbeachtung 
solcher Signale unsinnig und für unsere Zukunft 
sogar gefährlich sind, sollten wir auch das den 
Außenministern deutlich und mit Nachdruck sagen. 

Der Dialog mit den Außenministern, das einzige 
Instrument, mit dem die Versammlung ihrer Auf- 
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gäbe nach Politik machen kann, geht — das hat der 
Herr Berichterstatter sehr treffend gekennzeichnet — 
zu schleppend vor sich. Mag sein, daß wir in der 
Vergangenheit gelegentlich zu viel auf einmal in 
die Gespräche mit dem Ministerkomitee gepackt 
haben. Aber selbst Triviales im Bereich der Anwen- 
dung oder Beschaffung unserer politischen Werk- 
zeuge wird in den den Ministern nachgeordneten 
Organen oft quälend langsam und manchmal unter 
der Optik kleinhöfischer Politik des 18. Jahrhun- 
derts entschieden. 

Mit Recht haben der Präsident der Versammlung 
und der Berichterstatter auf die unglaubliche Be- 
handlung der Empfehlung der Versammlung hin- 
sichtlich gemeinschaftlicher Maßnahmen gegen Ter- 
rorismus hingewiesen. Die politischen Gruppen in 
unserer Versammlung müssen angesichts solchen 
Verhaltens mehr als früher auf diejenigen Regie- 
rungen einwirken, die für derartige Versäumnisse 
verantwortlich sind. Man muß auch manchmal Roß 
und Reiter nennen. Wir haben das Recht, politische 
Erziehung zu betreiben, wenn es sich um die im 
Statut des Rats festgehaltenen Aufgaben wachsen- 
der Zusammenarbeit handelt. 

Die Versammlung braucht die Möglichkeit der 
Reflexion aber in Krisenzeiten sollten wir unsere 
Forderung nach gemeinschaftlichem Handeln unserer 
Regierungen lauter und unangenehmer erheben. 

Wir müssen langsam vielleicht auch an eine 
Arbeitsteilung unter uns 17 denken. Nicht alle brau- 
chen jedes und nicht jeder alles zu machen; viel- 
leicht sind wir dann effektiver. Ich habe nicht die 
Zweifel des Berichterstatters, daß die Ambition des 
Europarates von Anfang an zu hoch gesteckt war. 
Ich denke eher, daß wir uns Mühe geben müssen, 
dieser Ambition zu folgen und sie zu verwirklichen. 

Ich begrüße, daß wir die Delegationen aus den 
USA und aus Kanada hier haben, und ich hoffe, daß 
ihre Anwesenheit und der Gedankenaustausch mit 
den Parlamentariern zu einer festen Einrichtung 
wird und in jährlichem Rhythmus erfolgt. 

Die fruchtbare Zusammenarbeit mit den Ver- 
einigten Staaten und Kanada ist die Basis für Sicher- 
heit und Frieden auf unserem Kontinent. Diese 
Binsenweisheit, die heute schon von einigen Vor- 
rednern ausgesprochen worden ist, gelegentlich zu 
wiederholen, ist offenbar in dieser Zeit notwendig. 

Was nach wie vor offenbleibt, wie mir scheint, ist 
eine fühlbare konzertierte Aktion der hier vertre- 
tenen nationalen Delegationen in den einzelnen 
Parlamenten, soweit es um die hier in der Beraten- 
den Versammlung gemeinschaftlich formulierten 
Empfehlungen an den Ministerrat geht. Dies sollten 
wir wohl in Zukunft häufiger üben. 

Meine Damen und Herren, ich möchte dem Be- 
richterstatter für die Sorgfalt und den professionel- 
len historischen Blick danken, mit denen er diesen 
Bericht erstellt hat. Wir sollten alles daran setzen, 
die wirklich mit einer gewissen Zurückhaltung ge- 
faßten Empfehlungen an das Ministerkomitee hier 
einstimmig zu verabschieden. Wir sollten auch alles 
daransetzen, damit diese Empfehlungen in Zukunft 
befolgt werden. 


Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren Kollegen! Ich be- 
dauere für Sie ein wenig, daß ich nicht in der ange- 
men Weise des Parlierens fortfahren kann. Ich muß 
auf das zurückkommen, was der Berichterstatter und 
einige Diskussionsredner als Krise angesprochen ha- 
ben. 

Die Krisensituation in Europa wurde sowohl in 
dem Bericht von Herrn Hofer als auch in zahlreichen 
Diskussionsbeiträgen durch die Energiekrise konkre- 
tisiert. Das Dilemma wurde deutlich ausgemalt als 
Rückfall in nationale Politik, in nationale Egoismen. 
Ich bedaure auch, — ich meine, daß auch begründen 
zu können und zu müssen — , kein bißchen Verständ- 
nis für eine irgendwie geartete nationale Entwick- 
lung aufbringen zu können. Für manche Äußerung 

— etwa die des Kollegen Nessler — fehlt mir jedes 
Verständnis. 

Es ist sicher, meine Damen und Herren, daß wir 
in einer Krise hängen. Wir machen es uns aber 
m. E. zu leicht, wenn wir diese Krise nur auf das 
beschränken, was sie so faktisch für unser Wirt- 
schaftsleben darstellt. Wenn wir in diesem Hause 
von einer Krise sprechen, dann müssen wir das et- 
was tiefer Liegende mit Namen benennen. Die Ener- 
giekrise und die Krise in der europäischen Integra- 
tion sind nur ein Symptom einer tiefer liegenden 
Krise, nicht deren Ursache. 

Ich meine die tiefer liegende Krise der europä- 
ischen Gremien: Europarat, Europäisches Parlament 
und Beratende Versammlung der Westeuropäischen 
Union. Unsere europäischen parlamentarischen Gre- 
mien stehen in einer viel stärkeren Weise in Frage, 
als vielleicht der eine oder andere draußen oder 
auch hier im Hause begreift: Die stete a-priori-Ge- 
fährdung der parlamentarischen Demokratie inner- 
halb einer hochindustrialisierten Gesellschaft auf 
Grund der noch nicht demokratisierten nationalen 
und multinationalen Wirtschaftskonzerne einerseits 
und des technologisch intendierten Bürokratismus 
andererseits kulminiert sich bei den nicht einmal 
vom Volk gewählten parlamentarischen Gremien 

— also auch dem unseren — zu einer nahezu töd- 
lichen Situation. Für die Effizienz unserer Arbeit 
ist es nicht unwichtig, das mit zu bedenken. Wer 
letztlich wie wir in dieser Versammlung und in den 
anderen europäischen parlamentarischen Gremien 
nur berät, dafür aber nicht das direkte Volksmandat 
hat, wird je nach dem Interesse der Regierungsver- 
tretung, des „Ministerrates" und der „Kommission" 
schnell zum Produzenten von Makulatur herunterge- 
spielt. Wenn wir diese, wie ich zugebe, krasse Beob- 
achtung nicht ganz ignorieren, werden wir unserem 
jetzigen und zukünftigen Tun gegenüber noch skep- 
tischer werden und fragen müssen, wie in einer viel 
stärkeren Weise die parlamentarische Arbeit des 
Europarates auch für die Gesetzgebung in unseren 
Ländern wirkungsvoll gemacht werden kann. 

Was nützten uns sonst Proklamationen wie die 
Europäische Menschenrechtskonvention, was nützt 
uns die so wichtige Europäische Sozialcharta, was 
nützen uns Institute wie das CCC zur Harmonisie- 
rung und Angleichung unserer Bildungsgänge in 
Europa, was nützen uns so wichtige Entscheidungen 
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wie die von uns zur Gastarbeiter- und Wanderarbei- 
terproblematik gefällten, was nützt uns die Euro- 
päische Raumordnungskonferenz, was nützen uns 
die ganzen tagelangen Diskussionen in diesem 
Hause zu den gesellschaftspolitischen Notwendigkei- 
ten, wenn deren Erfüllung nicht mitreflektiert wird? 
Was nützt uns alles, wenn Instrumente und Gremien 
des Europarats stumpf bleiben? Wenn sie uns 
stumpf gemacht werden, wenn sie im Zweifelsfall 
nicht ein-, sondern ausgesetzt werden, sind wir 
nichts als Gedankenproduzenten, Rhetoriker für 
Aphorismen, die letztlich ohne politische Relevanz 
bleiben und damit für die Menschen, für die wir hier 
arbeiten, nichts wert sind. Letztlich steht mit diesem 
Bericht unsere Institution insgesamt in ihrer tat- 
sächlichen Macht in Frage. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, der 
Name „Europa" — machen wir uns doch nichts 
vor — ist in der Öffentlichkeit nicht mehr viel wert. 
Wozu — so fragen viele — soll man ein größeres 
Europa, die Vereinigten Staaten von Europa, anstre- 
ben? Ich glaube, so fragt man sich nicht nur außer- 
halb dieses Hauses. 

Wenn man den Bereich Brüssel anschaut, dann 
zeigt sich doch folgendes: Es werden Landwirtschaf- 
ten weiter subventioniert, die unter volkswirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten eigentlich schrumpfen müß- 
ten, es werden Butterberge produziert, Obst und Ge- 
müse wird vernichtet, und es werden die Ernten 
ganzer Plantagen denaturiert, während der Hunger 
in der Welt immer größer wird. Wer kann das ver- 
antworten, wer kann sich dazu zustimmend äußern, 
wenn er die Gesamtweltlage sieht und insbesondere 
unsere Verantwortung für die Dritte Welt bedenkt? 
Wer wird Zollschranken beseitigen wollen, wenn 
sich damit nicht für den Verbraucher tatsächlich Ver- 
billigungen und eine bessere Versorgung ergeben? 
Wer wird für ein Europa streiten, das Banken und 
Konzernen größere Möglichkeiten multinationaler 
Kooperationen bietet, als sie vorher bestanden 
haben? 

Das ist das Europa der Gegenwart, und nur un- 
sere Hoffnung greift über dieses Europa hinaus. Die 
Forderungen der Sozialcharta müssen verwirklicht 
werden, und Humanprobleme, die auf uns zukom- 
men, müssen bewältigt werden. Wir alle müssen 
daran arbeiten, daß die Instrumente schärfer wer- 
den. Wir müssen zur Mitbestimmung in den Groß- 
betrieben und überall zu humanen Arbeitsplätzen, 
zu einem europäischen Sozialversicherungssystem 
sowie zu europäischen Arbeitslosenfür- und -vorsor- 
gefonds kommen. Die definierten Gemeinschaftsauf- 
gaben müssen im Bereich des Europarates, aber auch 
darüber hinaus, verwirklicht werden. 

Der jetzige Zustand wird sich erst ändern, meine 
Damen und Herren — das ist meine feste Überzeu- 
gung — , wenn wir als direkt gewählte Vertreter 
eines Volkes hier die Sprache sprechen, die uns von 
den Bedürfnissen und den Interessen der vielen auf- 
gegebenen wird. Nur dann wird unsere politische 
Wirkung größer werden. Dann wird dieses Parla- 
ment nicht nur ein beratendes, sondern auch ein ent- 
scheidendes und machtkontrollierendes sein. 


Ich kehre zu meinem Einleitungspunkt zurück, zur 
Energiekrise als Symptom einer Krise unserer euro- 
päischen Parlamente. Sie steht im Zusammenhang 
mit dem Nahost-Krieg, auch wenn er keineswegs 
ihre alleinige Ursache ist. Wo gab es das Europa 
während des Nahost-Krieges? Es gab einige Be- 
kundungen zur besonderen Verantwortung Euro- 
pas gegenüber Israel, die dann immer schwächer 
wurden, als das Ölembargo deutlich wurde. Ich 
glaube, man sollte unserem ehemaligen Kollegen, 
dem niederländischen Außenminister, dafür Hoch- 
achtung zollen, daß er sich nicht in diesen Nutzungs- 
berechnungsapparat hat einspannen lassen. 

Wir Europäer hätten — damit komme ich zum 
Schluß — eine besondere Aufgabe gehabt. Ich 
glaube, daß die von nahezu allen westeuropäischen 
Staaten mitgetragenen Ansätze einer Friedenspoli- 
tik, wie Willy Brandt sie formuliert hat, auch im Zu- 
sammenhang mit dem Nahost-Krieg und seinen Be- 
teiligten hätten wirkungsvoll sein können. Wir hat- 
ten aber weder Phantasie noch Kraft, noch Mut ge- 
nug, uns dort und so als Europäer zu bewähren. 

Dies, Herr Präsident, wollte ich gerne anmerken 
zu der Debatte „on political co-operation between 
Western European States". Das sollte eine parla- 
mentarische Selbstkritik, vor allem meiner selbst, 
sein und damit nolens volens bewußtseinsschärfend 
wirken. 

Blumenfield (CDU/CSU) : Herr Präsident! Ich 
hoffe. Sie werden mir nachsehen, wenn ich ein paar 
Minuten länger spreche als mein verehrter Kollege 
und Berichterstatter, Herr Hofer, dem ich für seinen 
ganz exzellenten Bericht und vor allen Dingen für 
das, was er zur Unterstreichung und Einführung 
seines Berichtes heute früh gesagt hat, danken 
möchte. Es ist nun in der Tat unwiderruflich das 
letzte Mal, daß ich als Vorsitzender der Politischen 
Kommission in dieser Beratenden Versammlung 
spreche. Sie wissen, Herr Präsident — ich habe 
Ihnen das notifiziert — , daß ich aus einer Reihe von 
Gründen nunmehr dieses Amt natürlich auch mit 
einem gewissen Bedauern niederlege und in die 
Hände der Kommission zurückgebe, die einen neuen 
Vorsitzenden zu wählen haben wird. 

Ich habe immer empfunden, daß die politischen 
Debatten dieser Beratenden Versammlung freier, 
breiter und ergiebiger gewesen sind als in all den 
anderen Gremien, in denen ich die Ehre und das 
Vergnügen gehabt habe, an Debatten teilzunehmen, 
wo ich zum Teil auch Funktionen wahrgenommen 
habe. Ich habe nie empfunden — das wurde heute 
in der Debatte von einem Kollegen mit einem ge- 
wissen warnenden Ton gesagt — , daß sich in der Be- 
ratenden Versammlung des Europarates eine Block- 
bildung vollzogen hätte. In anderen europäischen 
Gremien gibt es diese Blockbildung bereits, und ich 
betrachte das mit einer gewissen Sorge. Ich habe 
hier nie gefunden, daß im Rahmen der Mitglieder 
der Beratenden Versammlung etwa ein Block der 
Neun und ein Block der Acht entstanden wäre; im 
Gegenteil. Das ist einer der Gründe, Herr Präsident, 
weswegen wir seit der Vorlage des Reverdin- 
Berichts nicht müde werden in unserem ständigen 
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Drängen und Bitten, der Ministerrat möge die Be- 
ratende Versammlung des Europarats und den dazu- 
gehörenden Ministerrat stärker in das große Europa 
einigende politische Konzept hineinstellen. 

Ich finde, wir haben heute einen großen Schritt 
voran getan. Wir sind durch die Präsenz unserer 
nordamerikanischen Freunde aus den USA und aus 
Kanada bereichert worden. Wenn ich unseren Kol- 
legen Ryan eben richtig verstanden habe, hätte er 
gerne etwas weniger europäische Courtoisie und 
dafür etwas direktere Ansprache auf die Beziehun- 
gen zwischen den Vereinigten Staaten und Europa 
gehört. Nun, wir wollen ihm gerne versprechen, daß 
wir ihn das nächste Mal ein bißchen mehr vor das 
Schienbein treten werden; das tun wir auch unter 
uns. 

Ich hatte allerdings manchmal den Eindruck, daß 
die politischen Kräfte in Amerika — vielleicht nicht 
in Kalifornien, aber in Washingtonn — die kriti- 
schen Bemerkungen und auch die Alleingänge man- 
cher Europäer mit großer Irritation aufgenommen 
haben. Wir wollten Ihnen jedenfalls diesmal keinen 
Vorwand dafür liefern, diese Irritation gleichsam 
mit nach Hause zu nehmen, sondern Sie sollen das 
Gefühl haben, daß sich hier eine sich erweiternde 
sowohl politische wie auch persönliche Zusammen- 
arbeit unter Parlamentariern anbahnt. 

Wenn ich sehe, Herr Präsident, wie wir gestern 
in der Politischen Kommission einen großen Schritt 
weiter in unserer prospektierten Zusammenarbeit 
mit unseren Kollegen aus Kanada getan haben, 
kann ich uns alle eigentlich nur beglückwünschen, 
daß unsere kanadischen Freunde mit einer so star- 
ken Delegation hier waren und so intensiv mit uns 
diskutiert haben. Das soll uns ein Ansporn sein, nun 
in wenigen Monaten von uns aus die ersten kon- 
kreten Schritte und die ersten konkreten Vorschläge 
zu machen. Ich glaube, es ist an uns, den kanadi- 
schen Kollegen diese ersten Vorschläge zu machen, 
damit sie sie aufnehmen und mit ihrem Parlament 
und mit ihrer Regierung diskutieren und durchsetzen 
können. 

Herr Präsident, während wir hier heute früh be- 
raten und diskutiert haben, hat, wie soeben schon 
bemerkt wurde, das Ministerkomitee getagt, und es 
hat eine Entschließung über die zukünftige Rolle 
des Europarates angenommen. Es ist dies ein sechs 
Seiten starker Text, der jetzt zur Verfügung steht. 
Diese Entschließung stellt offensichtlich die eigent- 
liche Antwort des Ministerkomitees auf unsere Emp- 
fehlung 704, also auf den Reverdin-Bericht, dar. 

Lassen Sie mich, nachdem ich diesen Text über- 
flogen habe — wir werden morgen Gelegenheit 
haben, das Thema mit dem Ministerkomitee direkt 
zu behandeln — , sagen; Es ist zu begrüßen, daß die 
Minister die politische Rolle des Europarates zu- 
mindest grundsätzlich noch immer bejahen. Aber 
wir in der Versammlung haben uns eigentlich im- 
mer konkrete Beschlüsse und Resultate für diese 
politische Zusammenarbeit erhofft, und bis jetzt ver- 
missen wir die immer noch; auch im Text sind sie 
nicht zu verzeichnen. 

Die Minister geben in ihrer Entschließung ihren 
Vertretern, d. h. den Botschaftern, eine ganze Fülle 


von spezifischen Aufträgen meist verwaltungstech- 
nischer Natur. Ein Teil dieser Aufträge soll bis Mai 
oder bis zur Dezember-Sitzung dieses Jahres er- 
ledigt werden. — Ich glaube, ich trete niemandem 
im Ministerkomitee — und der Arbeit, die sich in 
den letzten sechs Monaten vollzogen hat — zu 
nahe, wenn ich anmerke, daß sich die eigentliche 
Inspiration allerdings im Reverdin-Bericht gefunden 
hat. 

Ich bedaure eines, Herr Präsident: daß nämlich 
der Institution des Generalsekretärs nur eine Reihe 
nicht gerade besonders herausragender Aufgaben 
anvertraut wird. 

Ich kann also zu diesem Text vorläufig nur sagen, 
daß die große politische Initiative, die wir eigent- 
lich zur Belebung des Europarates erhofft hatten, 
auch diesmal noch nicht aus dem Schoße des Mi- 
nisterrates gekommen ist. Ankurbelung der Organi- 
sation ist eine Sache, die politische Bedeutung des 
Europarates eine andere. Deswegen sind wir viel- 
I leicht gut beraten, wenn wir die Empfehlungen des 
I Berichts von Flerrn Hofer — ich hoffe, die Damen 
I und Herren Kollegen werden mit mir darin überein- 
i stimmen — auch mit dem Änderungsantrag, den ich 
I als Person, nicht als Vorsitzender des Politischen 
! Ausschusses, eingebracht habe, und unter Annahme 
des Subamendements von Herrn Reale hier doch 
I noch einmal verankern. Damit würden wir deutlich 
machen, daß dann, wenn hier nicht schnelle kon- 
I krete Schritte getan werden, das politische Ausein- 
! anderleben Europas sich leider in einem Tempo 
’ vollziehen wird, wie es augenblicklich von den 
i Neun vorgelegt wird, und wie es keine guten Vor- 
zeichen für die Zukunft bietet. 

Herr Präsident, lassen Sie mich drei kurze Be- 
j merkungen zu Dingen machen, von denen mir 
scheint, daß sie aus der Debatte aufgenommen und 
festgehalten werden müssen. Es wurde von einem 
unserer Kollegen gesagt — und das ist eins der 
ganz wichtigen Fragen, die diese Beratende Ver- 
sammlung des Europarats und das Ministerkomitee 
in Zukunft auch zu behandeln haben — , die Konfe- 
renz über die europäische Sicherheit und Zusam- 
menarbeit mit ihrer Fortsetzung jetzt in Genf stünde 
unter guten Vorzeichen. Ich weiß nicht, ob er dabei 
an den Artikel in der „Prawda" gedacht hat, der uns 
zu Beginn der Wiederaufnahme der Gespräche in 
Genf suggerierte, daß es jetzt praktisch nur noch 
eine Sache weniger Formulierungen wäre, und dann 
steuerte die Konferenz einem glückhaften Ende zu. 

Ich freue mich über die Bemerkungen, die mein 
alter Kollege — • und manchmal auch Kontrahent — 
Czernetz zu diesem Kapitel gemacht hat; in dieser 
I Frage waren wir, lieber Herr Czernetz, immer 
! einer Meinnung. — Ich kann wirklich nur, wenn ich 
den Korb 3 sehe, uns alle, insonderheit aber die 
Regierungen, sozusagen am Portepee fassen und 
daran erinnern, daß die Freizügigkeit für Menschen, 
Ideen und Informationen das vitalste politische Ka- 
I pital ist, das wir in diese Konferenz einbringen und 
als Resultat auch wieder herausbringen müssen, 
wenn wir einen echten Frieden auch mit Osteuropa 
I herbeiführen wollen. 
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Dazu gehört auch das, was wir in Helsinki ge- 
meinsam angesprochen haben. Dort haben wir den 
Sowjetrussen gesagt: ihr habt auf eure Wissen- 
schaftler, auf eure Akademiker auch keinen Stem- 
pel zu drücken, weil ihr in sie etwas investiert habt 
und das sozusagen euer Kapital ist, weshalb die 
dann nicht ausreisen dürfen. Nein, gerade diese 
„Exchange" von Geist und Wissenschaft wollen wir 
in aller Freiheit sich vollziehen sehen. Das muß 
durchgesetzt werden. 

Ich sage hier noch einmal, wie ich es auch in der 
vergangenen Woche im Europäischen Parlament ge- 
sagt habe: Die Regierungen Westeuropas und auch 
der Vereinigten Staaten und Kanadas wären gut be- 
raten, wenn sie, falls das nicht erreichbar ist, diese 
Konferenz lieber unterbrächen und der Sowjetunion 
sagten: dann kommen wir zu einem späteren Zeit- 
punkt zusammen; wir stehen jedenfalls da nicht 
unter Zeitdruck. 

Herr Präsident, ich muß auch etwas zu Korb 2 
sagen, wo die Fragen der Handels- und Wirtschafts- 
beziehungen behandelt werden. In diesem Bereich 
ist auch nicht gerade die beste Voraussetzung für 
eine Einigung gegeben, weil sowohl die Vereinig- 
ten Staaten von Amerika wie eine ganze Reihe 
europäischer Länder nichts Eiligeres zu tun haben, 
als der Sowjetunion Milliardenkredite zu günstig- 
sten Zinsbedingungen zu offerieren, von denen 
heute in unseren Ländern die Industriellen, die 
Unternehmungen oder auch der Wohnungsbau und 
andere Bereiche nur träumen können. Wofür denn 
eigentlich? Was ist die Gegenleistung der großen 
Sowjetunion? Wir erwarten Gegenleistungen auf 
politischem Gebiet für die Sicherung des Friedens, 
und wenn die nicht kommen, hat das Ganze wenig 
Sinn. 

Herr Präsident, nur ein Wort zu der Frage, die 
sich gestern und heute durch die Debatte gezogen 
hat, zur Frage des Nahen Ostens, insonderheit der 
Energiekrise und der Haltung der arabischen Staa- 
ten. Ich bedauere eigentlich, daß die Herren Bot- 
schafter, die hier heute früh in einem großen Team 
erschienen sind, nicht mehr an unserer Debatte 
heute nachmittag haben teilnehmen können. Ich 
hätte ihnen nämlich gern auch von dieser Stelle aus 
gesagt — sie sollen es auch hören und werden es 
sicherlich hören — , daß es für uns in dieser Frage 
drei Dinge gibt: Wir sind bereit, mit ihnen über alles 
zu diskutieren und zu argumentieren, und wir wol- 
len uns ja nicht als Feinde gegenüberstehen und tun 
das auch nicht; im Gegenteil, wir wünschen — • das 
gilt wohl für alle europäischen Länder — freund- 
schaftliche und gute Beziehungen zur arabischen 
Welt, Aber wir sind nicht bereit, uns politischen 
Erpressungen zu beugen. Wenn man die Ölwaffe 
gebraucht — wie das von Herrn Nessler gesagt 
wurde und wie wir alle es wissen — , um Regierun- 
gen gefügig zu machen und ihnen zu sagen: ihr habt 


so zu votieren und euch so einzulassen, wie wir es 
wollen, sonst bekommt ihr kein öl, dann ist das für 
uns unakzeptabel! 

Zweitens möchte ich den Botschaftern der arabi- 
j sehen Staaten sagen, daß dann, wenn sie in dieser 
: Haltung weiter beharren und wenn sie unrealistische 
i Preisforderungen stellen, die Betroffenen die Armen 
i dieser Welt, die Entwicklungsländer, sein werden, 

; nicht aber die Industriestaaten Europas oder Nord- 
! amerikas. Ich kann mir nicht vorstellen, daß das im 
I Konzept der arabischen Führer steht, 
i 

I Drittens und letztens möchte ich ihnen mit aller 
Deutlichkeit sagen, daß ihre ganze Argumentation 
für einen Frieden im Nahen Osten bei uns sehr viel 
mehr Bereitwilligkeit zum Zuhören bewirken würde, 

I wenn die arabischen Führer und die inzwischen über 
sehr viele Dollarmilliarden verfügenden Regierun- 
! gen der ölproduzierenden Länder um den Persischen 
Golf endlich auch einmal für die Palästinenser selber 
I ihre finanzielle und ihre menschliche Hilfe in aus- 
reichendem Maße zur Verfügung steilen und nicht 
j erklären würden; das ist ein politisches Problem, 

’ wenn sie also die palästinensische Flüchtlingsfrage 
, beim Problem der Friedensregelung nicht als eine 
politische Waffe einsetzten. 

i Wir haben in dieser Beratenden Versammlung 
vor Jahren — Herr Hofer hat darauf aufmerksam 
; gemacht — unsere Empfehlungen einstimmig verab- 
schiedet. Was ist die Antwort gewesen, die wir 
durch unsere Regierungen bekommen haben? Es 
wurde gesagt, das sei nicht lösbar, weil es eine po- 
litische Frage sei. Dabei hatten wir materielle, wirt- 
schaftliche und andere Angebote zur Lösung dieser 
I Frage gemacht. 

Herr Präsident, lassen Sie mich mit der Hoffnung 
I schließen, daß es durch die Beratende Versammlung 
i des Europarates und durch die Aktivität des Mini- 
I sterkomitees des Europarates — ■ ich hoffe, daß er 
I heute nicht nur diese etwas magere Entschließung 
verabschiedet hat, sondern sich auch über die Ge- 
fahr des Auseinanderfallens Europas klargewor- 
den ist — möglich sein wird, auch die großen Pro- 
bleme zu lösen, die jetzt durch die Alleingänge bei 
I der Energiefrage und durch die Meinungsverschie- 
denheiten über die Ausstattung des Regionalfonds 
und die Möglichkeiten einer Währungsunion für 
Europa entstanden sind. Möge dieser Europarat in 
seiner Ganzheit erhalten bleiben und sich immer 
stärker aktivieren! 

Lassen Sie mich unseren nordamerikanischen 
Freunden und Kollegen sagen, daß dieser Europa- 
rat, daß die hier vertretenen siebzehn Nationen und 
ihre frei gewählten Parlamentarier die atlantische 
! europäische Partnerschaft nach wie vor und in der 
Zukunft als die einzige Basis für die Sicherung des 
Friedens und für das Wohlergehen unserer Völker 
ansehen. 
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Tagesordnungspunkt : 


Errichtung einer europäischen 
Raumfahrtbehörde 

(Drucksache 3391) 
Berichterstatter: Abgeordneter Treu 


Tagesordnungspunkt: 


Errichtung einer europäischen Stiftung 
der Wissenschaft 

(Drucksache 3392) 

Berichterstatter: Abgeordneter Boulloche 


Tagesordnungspunkt : 

Mitteilung des Ministerrates 
an die Versammlung 

(Drucksachen 3371 und 3398) 
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